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WSI-ARBEITSKAMPFBILANZ 2022
Streiks als normales Instrument der Konfliktregulierung 
bei Tarifauseinandersetzungen

Heiner Dribbusch, Marlena Sophie Luth, Thorsten Schulten

Im abgelaufenen Jahr registrierte das WSI 225 
Arbeitskämpfe. In deren Verlauf gab es mehre-
re tausend Arbeitsniederlegungen mit insgesamt 
930.000 Streikenden. Rechnerisch fielen dadurch 
674.000 Arbeitstage aus. Damit hat sich das Ar-
beitskampfgeschehen in Deutschland auf einem 
im Vergleich der letzten Jahrzehnte eher mittelho-
hen Niveau verstetigt. Streiks sind demnach ein 
normales Instrument der Konfliktregulierung bei 
Tarifauseinandersetzungen, auch wenn sich das 
Arbeitskampfvolumen in Deutschland im internati-
onalen Vergleich lediglich im unteren Mittelfeld be-
wegt. Nach den Ergebnissen der WSI-Erwerbsper-
sonenbefragung haben 17 Prozent aller Erwerbstä-
tigen in Deutschland im Laufe ihres Erwerbslebens 
schon einmal an einem Streik teilgenommen. Re-
lativ hohe Warnstreikbeteiligungen bei Post, Bahn 
und Öffentlichem Dienst deuten bereits in den ers-
ten Monaten des Jahres 2023 darauf hin, dass das 
Arbeitskampfvolumen in diesem Jahr noch einmal 
zunehmen könnte.

Arbeitskampfbilanz 2018–2022

– – Arbeitskampfbedingte Ausfalltage (in 1.000)– – Streikende (in 1.000)

Quelle: WSI-Arbeitskampfstatistik.
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AUTORENSCHAFT 

1 EINLEITUNG

Im Frühjahr 2023 stehen Streiks einmal mehr im 
Fokus des öffentlichen Interesses. Die umfangrei-
chen Warnstreikwellen bei Post, Bahn und Öffent-
lichem Dienst erwecken in der Öffentlichkeit den 
Eindruck, als wenn in Deutschland immer mehr ge-
streikt würde. Insbesondere der am 27. März 2023 
durchgeführte „Mega-Streik“ im Verkehrssektor, 
der erstmals gemeinsam von der Vereinten Dienst-
leistungsgewerkschaft ver.di und der Eisenbahn- 
und Verkehrsgewerkschaft EVG organisierte wurde, 
wird vielfach als Beleg für „eine neue Ära heftigerer 
Streiks“ oder gar den Beginn „französischer Ver-
hältnisse“ (tagesschau.de vom 27.03.2023) gewer-
tet, wenn ihm nicht gleich der Charakter eines „Ge-
neralstreiks“ (Bayreuther 2023) angedichtet wird.

Ob die Zahlen der beteiligten Streikteilneh-
mer*innen und die hierdurch verursachten Aus-
falltage am Ende die These eines grundlegenden 
Wandels der deutschen Streikkultur bestätigen 
werden, ist eher unwahrscheinlich. Immer dann, 
wenn Arbeitskämpfe in besonders sensiblen Berei-
chen wie dem Verkehrssektor stattfinden, wo viele 
Bürger*innen von diesen betroffen sind, gehen die 
„gefühlten“ und tatsächlichen Streikdaten oft aus-
einander. Insgesamt ist Deutschland im internatio-
nalen Vergleich immer noch ein relativ streikarmes 
Land mit einem vergleichsweise restriktiven Streik-
recht. Zugleich sind Streiks jedoch im Rahmen von 
Tarifverhandlungen ein normales Instrument der 
Konfliktregulierung, das vor allem von der amtli-
chen Streikstatistik immer noch eher unterschätzt 
wird.

Die vorliegende Arbeitskampfbilanz für das Jahr 
2022 basiert auf einer Auswertung der aktuellen 
Daten der WSI-Arbeitskampfstatistik, die bereits 
seit 2008 als alternative Datenquelle zur Erfas-
sung des Arbeitskampfgeschehens in Deutsch-
land am Wirtschafts- und Sozialwissenschaftli-
chen Institut der Hans-Böckler-Stiftung entwickelt 
wurde (Dribbusch 2018). Zunächst werden die 
wichtigsten Daten wie Anzahl der Arbeitskämpfe, 
Streikteilnehmer*innen und arbeitskampfbedingte 
Ausfalltage für das Jahr 2022 analysiert und in ih-
rer zeitlichen Entwicklung eingeordnet (Kapitel 2). 
Darauf folgt ein kursorischer Überblick über einzel-
ne ausgewählte Arbeitskämpfe, welche die Vielfalt 
des Arbeitskampfgeschehens des Jahres 2022 il-
lustrieren (Kapitel 3). 

Daran anschließend wird das Streikaufkommen 
in Deutschland im internationalen Vergleich analy-
siert (Kapitel 4). Erstmals werden darüber hinaus 
in der WSI-Arbeitskampfbilanz auch aktuelle em-
pirische Befunde über die Streikerfahrungen der 
Beschäftigten in Deutschland vorgestellt, die im 
Rahmen der WSI-Erwerbspersonenbefragung er-
hoben wurden (Kapitel 5). Den Abschluss bildet ein 
knapper Ausblick auf das Arbeitskampfgeschehen 
im Jahr 2023 (Kapitel 6).

Schließlich findet sich im Anhang noch eine Er-
läuterung der in der WSI-Arbeitskampfstatistik ver-
wendeten Methodik, die auf Angaben von DGB-Ge-
werkschaften und Medienrecherchen beruht und 
auf dieser Grundlage eine informierte Schätzung 
vornimmt. Die WSI-Daten liegen dabei zum Teil 
deutlich über denen der amtlichen Streikstatistik, 
die jährlich von der Bundesanstalt für Arbeit (BA) 
erhoben wird. Letztere beruht ausschließlich auf 
Unternehmensmeldungen, die sich in der Vergan-
genheit, wie die BA selbst einräumt, vielfach als 
lückenhaft erwiesen haben.
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2.1 Anzahl der Arbeitskämpfe

Im Jahr 2022 gab es der WSI-Arbeitskampfsta-
tistik zufolge insgesamt 225 Arbeitskämpfe, d. h. 
Tarifauseinandersetzungen in deren Verlauf es zu 
mindestens einer Arbeitsniederlegung kam (Abbil-
dung 1).  1 Damit bewegt sich die Anzahl etwa auf 
dem Niveau der Vorjahre. Lediglich im ersten Jahr 
der Corona-Pandemie 2020 kam es vorübergehend 
zu einem relativ starken Rückgang der Arbeits-
kämpfe. Bereits 2021 lässt sich hingegen wieder 
eine Normalisierung des Streikgeschehens beob-
achten (Frindert et al. 2022), die sich auch im Jahr 
2022 weiter fortsetzt.

Die überwiegende Mehrheit der Arbeitskämpfe 
findet im Rahmen von Auseinandersetzungen um 
Haus-, Firmen- oder Konzerntarifverträge statt. In 
vielen Fällen rufen die Gewerkschaften dabei zu 
Streiks auf, um die Unternehmen überhaupt zum 
Abschluss eines Tarifvertrages zu bewegen. Die 
Häufung von Arbeitskämpfen auf Betriebs- und 
Unternehmensebene ist damit in erster Linie das 
Ergebnis gewerkschaftlicher Bemühungen, der seit 
Mitte der 1990er rückläufigen Tarifbindung entge-
genzuwirken (Lübker/Schulten 2023). Aktuelle Bei-
spiele für die Durchführung von Arbeitskämpfen 
zur Durchsetzung von Tarifverträgen sind der On-

 1 Das WSI dankt Sebastian Ligl vom Projekt Streikmonitor 
an der Universität Erfurt für die Unterstützung bei der  
Recherche für 2022.

line-Händler Amazon (Kapitel 3.7) oder der Wind-
anlagenhersteller Vestas (Kapitel 3.8).

Arbeitskämpfe im Rahmen von großen Flächen-
tarifvertragsauseinandersetzungen, wie sie 2022 
z. B. beim Sozial- und Erziehungsdienst (Kapitel 3.1), 
bei den Unikliniken (Kapitel 3.2), bei den Seehäfen 
(Kapitel 3.4) oder in der Metall- und Elektroindust-
rie (Kapitel 3.5) stattgefunden haben, prägen zwar 
das öffentliche Streikbild. Gemessen an der Ge-
samtzahl der Arbeitskämpfe bilden sie jedoch nur 
eine kleine Minderheit.

Etwa die Hälfte der Arbeitskämpfe (52 Prozent) 
fand im Jahr 2022 im Dienstleistungssektor statt. 
Etwa 44 Prozent aller Arbeitskämpfe fielen in den 
Organisationsbereich der Vereinten Dienstleis-
tungsgewerkschaft (ver.di), die danach 2022 die 
meisten Streiks verzeichnete. 32 Prozent der Ar-
beitskämpfe wurden von der IG Metall organisiert, 
gefolgt von der Gewerkschaft Nahrung-Genuss-
Gaststätten (NGG) mit 13 Prozent. Gemessen an 
ihrer Mitgliedszahl ist die NGG damit innerhalb der 
deutschen Gewerkschaftslandschaft am häufigs-
ten in Arbeitskämpfe involviert ist. Weitere sieben 
Prozent der Arbeitskämpfe entfielen auf die übrigen 
DGB-Gewerkschaften (darunter EVG, GEW, IG BAU 
und IG BCE) sowie vier Prozent auf Gewerkschaf-
ten außerhalb des DGB wie die Ärztegewerkschaft 
Marburger Bund (Kapitel 3.3), die Vereinigung 
Cockpit und die Gewerkschaft Deutscher Lokomo-
tivführer (GDL).

2 DAS ARBEITSKAMPFGESCHEHEN DES JAHRES 2022 IM ÜBERBLICK

Abbildung 1

WSI-Schätzung: Anzahl der Arbeitskämpfe 2006–2022

Anmerkung: 

Bis 2014 liegen für IG Metall und ver.di lediglich ungefähre Angaben und Schätzungen vor. Ab 2015 sind die Daten belastbarer.

Quelle: WSI-Arbeitskampfstatistik.
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2.2 Anzahl der Streikenden und 
arbeitskampfbedingte Ausfalltage

Entwicklungen in der Anzahl der Arbeitskämpfe las-
sen sich jedoch, wie in der Vergangenheit vielfach 
gezeigt, nicht ohne Weiteres auf das Arbeitskampf-
volumen übertragen (Dribbusch 2023). Die Menge 
der arbeitskampfbedingten Ausfalltage wie auch 
die Gesamtzahl der Streikteilnehmer*innen wird 
nicht so sehr von der Menge der Konflikte, sondern 
vor allem durch einzelne, große Auseinanderset-
zungen mit breit angelegten Warnstreikwellen und 
einer hohen Anzahl beteiligter Personen bestimmt. 
Der von der Anzahl der Beteiligten her größte Ta-
rifkonflikt des Jahres 2022 waren die Tarifausein-
andersetzungen in der Metall- und Elektroindustrie.

Insgesamt lag nach Schätzungen des WSI die 
Zahl der Teilnehmer*innen an den Arbeitsnieder-
legungen im Jahr 2022 mit 930.000 etwas höher 
als im Vorjahr, als 909.000 Beschäftigte ihre Arbeit 
niederlegten (Abbildung 2). Zugleich hat auch das 
Arbeitskampfvolumen mit 674.000 arbeitskampf-
bedingten Ausfalltagen gegenüber dem Vorjahr mit 
596.000 Ausfalltagen etwas zugenommen. Inner-
halb der letzten beiden Jahrzehnte gehört das Jahr 
2022 sowohl im Hinblick auf die Anzahl der Strei-
kenden als auch auf die arbeitskampfbedingten 
Ausfalltage zu den eher streikintensiveren Jahren.

2.3 Erzwingungsstreik als Ausnahme 

Insgesamt gilt auch für 2022 die seit langem vor-
herrschende Beobachtung, dass es sich bei der 
überwiegenden Mehrheit der Arbeitsniederlegun-
gen in Deutschland ausschließlich um Warnstreiks 
handelt. Der unbefristete Erzwingungsstreik mit 
vorheriger Urabstimmung, der aus Gewerkschafts-
sicht die höchste, selbst bestimmte Eskalations-
stufe eines Arbeitskampfes darstellt, findet in 
Deutschland seit längerem nur in Ausnahmefällen 
statt und kommt dann zumeist im Rahmen firmen-
bezogener Tarifkonflikte zur Anwendung. Nicht sel-
ten bringt schon allein die glaubhafte Androhung 
eines Erzwingungsstreiks Bewegung in stockende 
Verhandlungen. Ebenso gibt es immer wieder Kon-
flikte, bei denen Arbeitgeber nach erfolgter Urab-
stimmung doch noch Verhandlungsbereitschaft 
signalisieren, um so einen unbefristeten Streik ab-
zuwenden. Ein solcher Fall ereignete sich z. B. im 
März 2023 bei der Deutschen Post AG, als die Ar-
beitgeber nach erfolgter Urabstimmung für einen 
unbefristeten Erzwingungsstreik, noch vor dem 
Beginn möglicher Streikaktionen, ein deutlich ver-
bessertes Angebot vorlegten, dass dann Grundlage 
eines Tarifabschlusses wurde.

Abbildung 2

WSI-Schätzung: Streikende und arbeitskampfbedingte Ausfalltage 2006–2022
in 1.000

Quelle: WSI-Arbeitskampfstatistik.
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Für das Jahr 2022 identifiziert die WSI-Arbeits-
kampfstatistik bei insgesamt 225 Arbeitskämpfen 
gerade einmal sieben Erzwingungsstreiks, was ei-
nem Anteil von drei Prozent entspricht (Tabelle 1). 
Mit der Ausnahme der Unikliniken in Nordrhein-
Westfalen (vgl. Kapitel 3.2.) ging es 2022 bei allen 
Erzwingungsstreiks um Auseinandersetzungen 
Firmentarifverträge. Hierzu gehörten aus dem Or-
ganisationsbereich der IG Metall die Unternehmen 
Weisensee Warmpressteile GmbH, Benteler Auto-
mobiltechnik GmbH, Südkabel GmbH und Vestas 
Deutschland GmbH (vgl. Kapitel 3.8). Hinzu kom-
men die FedEx Express Corporation/FedEx Express 
Deutschland GmbH aus dem Organisationsbereich 
von ver.di und die Hessische Landesbahn aus dem 
Organisationsbereich der EVG (vgl. Kapitel 3.9).

2.4 Entkopplung von Arbeitskampf-  
und Streikdauer

Dass langdauernde Flächenstreiks sowie unbe-
fristete Streiks um Firmen- und Haustarifvertrags-
konflikte inzwischen die Ausnahme geworden 
sind, bedeutet nicht, dass die Arbeitskämpfe selbst 
kürzer werden. Vielmehr lässt sich seit mehreren 
Jahren eine Entkopplung der Dauer des einzelnen 
Streiks von der Gesamtdauer des Tarifkonflikts be-
obachten. Arbeitskämpfe bestehen heute oftmals 
aus mehreren, zeitlich zum Teil auch länger vonei- 
nander getrennten Arbeitsniederlegungen. Wäh-
rend die einzelne Arbeitsniederlegung auf wenige 
Stunden oder einen Tag begrenzt sein mag, kann 
sich der Arbeitskampf über zum Teil ausgespro-
chen lange Zeiträume erstrecken. Der nun im elf-
ten Jahr andauernde Arbeitskampf bei Amazon ist 
dafür das bekannteste und gleichwohl extremste 
Beispiel.

2.5 Frauen im Streik

Zu den Anteilen von Frauen und Männern unter den 
Streikenden liegen kaum genaue Daten vor. Die auf 
Meldungen der Arbeitgeber beruhende amtliche 
Statistik der Bundesagentur für Arbeit enthält hier-
zu keinerlei Angaben; es wird danach auch nicht 
gefragt. Auf Seiten der Gewerkschaften gibt es hier-
zu meist auch keine Statistik. Bei Warnstreiks, bei 
denen es wie zum Beispiel bei der IG Metall häufig 
keine Streikgeldzahlung gibt, wird eine personen-
bezogene Erfassung der Streikenden auch nicht 
vorgenommen, da diese nicht erforderlich ist. Auf 
Grund der Beschäftigungs- und Mitgliederstruktur 
der überwiegend bestreikten Fertigungsbetriebe 
in der Metall- und Elektroindustrie, aus denen ein 
großer Teil der Streikteilnehmer*innen im vergan-
genen Jahr kam, kann aber davon ausgegangen 
werden, dass Frauen wie im Jahr zuvor 2022 wie-
der die Minderheit der Streikenden stellten.

Für den Dienstleistungssektor liegen dem WSI 
für den Organisationsbereich von ver.di belast-
bare Angaben zum Anteil der Frauen unter den 
Empfänger*innen von Streikgeld vor (Abbildung 3). 
Dabei zeigt sich erwartungsgemäß, dass Frauen 
dann die Mehrheit der Streikenden stellen, wenn 
die überwiegend durch weibliche Beschäftigte ge-
prägten Bereiche wie im Jahr 2022 der Sozial- und 
Erziehungsdienst oder die Krankenhäuser in grö-
ßerem Umfang bestreikt werden. Dies gilt auch 
für den weiblich geprägten Schuldienst, in dem in 
den vergangenen Jahren die GEW, immer wieder 
die nicht verbeamteten Lehrer*innen erfolgreich zu 
Streiks aufgerufen hat. In Branchen wie Ver- und 
Entsorgung, Personennahverkehr oder auch Tele-
kommunikation, in denen es vergleichsweise oft 
zu Streiks kommt, arbeiten dagegen nach wie vor 
überwiegend Männer. Festzuhalten ist somit, dass 
die Geschlechterverteilung unter den Streikenden 
lediglich die Zusammensetzung der bestreikten 
Branchen widerspiegelt und keinerlei Rückschlüs-
se über die generelle Bereitschaft der Beschäftig-
tengruppen, die Arbeit niederzulegen, erlaubt. Da 
die Bereiche, in denen Frauen die Mehrheit der 
Beschäftigten stellen, zu großen Teilen zum Be-
reich der öffentlichen Daseinsvorsorge zählen und 
Arbeitskämpfe hier zumeist ein breites Echo her-
vorrufen, ist auch das öffentlich wahrgenommene 
Bild von Streiks seit Mitte der 2000er Jahre immer 
stärker von Frauen geprägt (Artus/Pflüger 2015; 
Dribbusch 2020).

Tabelle 1

Erzwingungsstreiks 2022

Quelle:WSI-Arbeitskampfstatistik

Seite 2 Nr. 000 · Monat Jahr · Hans-Böckler-Stiftung 

Inhalt 

Gewerkschaft Unternehmen/Tarifbranche 
EVG Hessische Landesbahn 

IG Metall Weisensee Warmpressteile GmbH 

IG Metall Benteler Automobiltechnik GmbH 

IG Metall Vestas Deutschland GmbH 

IG Metall Südkabel GmbH 

Ver.di Unikliniken in Nordrhein-Westfalen 

Ver.di FedEx Express Corporation / 
FedEx Express Deutschland GmbH 



WSI Report Nr. 83, April 2023 Seite 7

2.6 Regionale Verteilung

Von den insgesamt 225 Arbeitskämpfen, die 2022 
in der WSI-Arbeitskampfstatistik erfasst wurden, 
fanden 193 (86 Prozent) jeweils in nur einem Bun-
desland statt (Abbildung 4). Die meisten Konflikte 
gab es in Nordrhein-Westfalen mit 26 Arbeits-
kämpfen, gefolgt von Baden-Württemberg und 
Niedersachen mit jeweils 21 Arbeitskämpfen.

Ostdeutschland (inklusive Berlin) ist mit etwa 
einem Drittel aller lokalen Auseinandersetzungen 
gemessen an seiner Größe in Bezug auf die Kon-
flikthäufigkeit überproportional vertreten. Die meis-
ten Konflikte gab es hier mit 14 Arbeitskämpfen in 
Berlin, gefolgt von Thüringen mit 13 Arbeitskämp-
fen und Brandenburg und Sachsen mit jeweils 
12 Arbeitskämpfen.

Lediglich 32 Arbeitskämpfe (14 Prozent) hatten 
einen überregionalen Charakter und ersteckten 
sich über mehrere Bundesländer. Etwa die Hälfte 
davon (19 Arbeitskämpfe) umfasste sowohl west- 
und ostdeutsche Bundesländer. Hierbei handelt es 
sich vor allem um die großen Flächentarifvertrags-
auseinandersetzungen wie z. B. in der Metall- und 
Elektroindustrie. Je ein Viertel der überregionalen 
Arbeitskämpfe erstreckte sich jeweils auf mehrere 
west- oder ostdeutsche Bundesländer.

Abbildung 3

WSI-Schätzung: Regionale Verteilung der Arbeitskämpfe 2022

n = 225

Quelle: WSI-Arbeitskampfstatistik.
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Abbildung 4

Anteile von Frauen und Männern unter den Streikgeldempfänger*innen  
der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft ver.di, 2006–2022
in Prozent*

* Personen, die sich keinem Geschlecht zuordnen, werden in den Statistiken bisher nicht getrennt verzeichnet

Quelle: WSI auf Basis von Daten von ver.di.
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Die Systemrelevanz der Erzieher*innen war wäh-
rend der Corona-Pandemie oft genug öffentlich be-
tont worden, 2022 sollte sich in der außerhalb der 
Entgeltverhandlungen für den Öffentlichen Dienst 
stattfindenden Tarifrunde zur Aufwertung der Beru-
fe im Sozial- und Erziehungsdienst zeigen, ob sich 
der öffentliche Applaus auch materiell umsetzen 
ließ. Zwar waren auch GEW sowie die Tarifuni-
on des Beamtenbunds an der Tarifrunde beteiligt, 
doch lag sowohl bei der Organisation des Arbeits-
kampfs wie bei den Tarifverhandlungen die Feder-
führung eindeutig bei ver.di. Unter dem ver.di-Kam-
pagnenmotto „Mehr Verantwortung braucht mehr 
Gehalt“ (kurz: „Mehr braucht mehr“) wurden die 
Schwerpunkte auf bessere Arbeitsbedingungen, 
bessere Bezahlung sowie „Maßnahmen gegen den 
Fachkräftemangel“ gelegt. Zuletzt war im Sozial- 
und Erziehungsdienst (SuE) 2015 gestreikt worden 
(Ideler 2017). Der damals abgeschlossene Tarifver-
trag lief ursprünglich bis zum 30. Juni 2020. Die 
bereits begonnene Tarifrunde war aber auf Grund 
der Corona-Pandemie 2020 unterbrochen und erst 
2022 fortgesetzt worden.

Anders als 2015 gab es 2022 keine Streikdele-
gierten und Streikdelegiertenkonferenzen mehr. 
Stattdessen wurde die Kommunikation mit den Mit-
gliedern über sogenannte „Tarifbotschafter*innen“ 
und Zoom-Konferenzen organisiert. Mit Rücksicht 
auf die durch pandemiebedingte Kita-Schließ-
ungen bereits stark strapazierten Eltern wurde zu-
dem auf Dauerstreiks verzichtet und stattdessen in 
verschiedenen Einrichtungen wechselnde Tages-
streiks organisiert. Anders als 2015 wurde diesmal 
auch auf eine bundesweite Urabstimmung verzich-
tet, was ebenfalls signalisierte, dass nicht an einen 
unbefristeten Erzwingungsstreik gedacht war. Im 
Vorfeld waren mit der Vereinigung der kommuna-
len Arbeitgeberverbände (VKA) bereits drei Ver-
handlungsrunden fest vereinbart worden. Die erste 
fand am 25. Februar 2022, die zweite am 21. und 
22. März und die dritte am 16. und 17. Mai statt. In 
der letzten Runde wurde schließlich eine Einigung 
erzielt.

Der gesamte Arbeitskampf nahm im Vergleich 
zu 2015 einen völlig anderen Verlauf. Bereits die äu-
ßeren Umstände waren ungünstig. Nicht nur, weil 
es diesmal noch schwieriger war, der Öffentlichkeit 
streikbedingte Kita-Schließungen zu vermitteln, 
sondern auch, weil die Erzieher*innen nach fast 
zwei Jahren Pandemie vielfach mit den Kräften am 
Ende waren. Beides sprach eher gegen einen lang-
wierigen Arbeitskampf.

Der Auftakt der Arbeitskampfphase war sym-
bolträchtig auf den internationalen Frauentag am 
8. März 2022 gelegt worden. Ver.di vermeldete 
22.000 Streikende und konnte den Auftakt als Er-
folg verbuchen. In mehreren westdeutschen Städ-

ten blieben alle kommunalen Kitas geschlossen. 
Danach folgte eine längere Streikpause, bevor 
ver.di Anfang April zu einem Aktionstag bei den 
Wohlfahrtsverbänden und zu Solidarität mit der 
Auseinandersetzung im Kommunalbereich aufrief, 
da deren Ergebnisse vielfach später auch auf die 
nicht unmittelbar tarifgebundenen Beschäftigten 
in kirchlichen und anderen freigemeinnützigen Trä-
gern übertragen würden. In den kommunalen Ein-
richtungen selbst folgten drei berufsgruppenspezi-
fische bundesweite Streik- und Aktionstage am 2., 
4. und 5. Mai. Die Beteiligung an den Streiks war 
gemischt. Ver.di rief in der Woche vom 9. bis 15. 
Mai zu weiteren Arbeitsniederlegungen auf, bei de-
nen die Gewerkschaft insgesamt 45.000 Streiken-
de zählte. Streikschwerpunkte waren die großen 
westdeutschen Städte. In Köln wurden über drei 
Tage hinweg alle 220 Kitas bestreikt, doch blieben 
solche längeren Arbeitsniederlegungen die Aus-
nahme. Zwar war auch diesmal die öffentliche Re-
aktion eher verständnisvoll. Durch den öffentlichen 
Fokus auf den Ukrainekrieg und dessen wirtschaft-
liche Folgen war der Arbeitskampf in den Medien 
jedoch weit weniger präsent.

Am 18. Mai 2022 wurde die Tarifrunde mit ei-
nem angesichts der Gesamtumstände von ver.di 
wie der GEW positiv bewerteten Ergebnis abge-
schlossen. Vereinbart wurden zunächst zwei als 

„Regenerationstage“ bezeichnete Entlastungstage 
(ver.di 2022a). Zusätzlich wurde eine Option in den 
Tarifvertrag aufgenommen, nach der Beschäftigte 
bestimmte Entgeltbestandteile in zwei weitere freie 
Tage umwandeln können. Außerdem wurden je 
nach Berufsgruppe monatliche Zulagen zwischen 
130 Euro und 180 Euro gezahlt, um die Tätigkei-
ten im Bereich der Sozial- und Erziehungsdienste 
finanziell aufzuwerten. Dazu kam eine Reihe von 
Regelungen über die Eingruppierung, die je nach 
Bundesland und Berufsgruppe unterschiedliche 
Wirkungen entfalten. Ein Rechtsanspruch auf Qua-
lifizierung konnte nicht durchgesetzt werden. Die 
Laufzeit des Tarifvertrags beträgt erneut fünf Jahre. 
Er ist erstmals zum 31. Dezember 2026 kündbar. In 
der anschließenden Mitgliederbefragung sprach 
sich mit 52 Prozent lediglich eine knappe Mehrheit 
der sich an der Abstimmung beteiligenden Mitglie-
der für das Verhandlungsergebnis aus.

Konstant blieb das Verhalten der VKA. Wie be-
reits 2009 und 2015 lehnten sie auch 2022 jegliche 
verpflichtende Zusage für eine besseren Personal-
ausstattung in den Kitas ab. Selbst die Aufnahme 
des Begriffs „Entlastung“ in den Tarifvertrag wur-
de von den Arbeitgebern verweigert. Ver.di und die 
GEW sind sich bewusst, dass die finanziellen Rah-
menbedingungen für eine bessere Personalausstat-
tung des Sozial- und Erziehungsdiensts weitestge-
hend seitens des Bundes und der Länder gesetzt 

3 WO UND WOFÜR WURDE 2022 GESTREIKT? AUSGEWÄHLTE BEISPIELE

3.1 Sozial- und Erziehungsdienst: Für Aufwertung und Entlastung
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werden. Wie dafür jedoch der politische Druck 
erhöht werden könnte, bleibt eine bisher von den 
Gewerkschaften nicht gelöste Frage.

3.2 Unikliniken Nordrhein-Westfalen: 
Elf Wochen Streik für Entlastung

Nachdem bereits 2021 an den Berliner Kranken-
häusern der Charité und den Vivantes-Kliniken 
erstmals umfangreiche Tarifverträge zur Entlas-
tung des Krankenhauspersonals durchgesetzt wer-
den konnten (Habekost et al. 2022), machte sich  
ver.di 2022 auf, auch an den sechs nordrhein-
westfälischen Universitätskliniken in Aachen, Bonn, 
Düsseldorf, Essen, Köln und Münster entsprechen-
de Entlastungstarifverträge durchzusetzen. Hier-
zu war ein mehr als ein halbes Jahr andauernder 
Arbeitskampf notwendig, bei dem ein Abschluss 
erst nach einer Urabstimmung und einem elfwö-
chigen Erzwingungsstreik erreicht werden konnte. 
Ziel des von ver.di offensiv angegangenen Arbeits-
kampfs waren ähnlich wie in den Berliner Kliniken 
klare Regelungen für die Mindestbesetzung der 
einzelnen Stationen und ein wirksamer Sanktions-
mechanismus für den Fall der Nichtumsetzung der 
Entlastungsvereinbarungen.

Am 19. Januar 2022 beschloss eine Versamm-
lung von 700 Beschäftigten der sechs Kliniken 
dem Arbeitgeberverband des Landes NRW (AdL 
NRW) sowie der Landesregierung ein Ultimatum 
zu stellen. Wenn bis zum 1. Mai keine Entlastungs-
vereinbarung unterzeichnet wäre, würden Arbeits-
kampfmaßnahmen eingeleitet. Als erster, wichtiger 
Mobilisierungsschritt wurde am 23. März vor dem 
Landtag in NRW eine Petition mit den Forderungen 
der Beschäftigten offiziell überreicht. Im nächs-
ten Schritt fanden in allen Kliniken umfangreiche 
Gespräche und Interviews mit den verschiedenen 
Teams statt, in denen die Forderungen konkretisiert 
wurden. Zugleich wurden in Anlehnung an in an-
deren Entlastungsauseinandersetzungen gemach-
ten Erfahrungen von ver.di in den jeweiligen Ab-
teilungen und Stationen Teamdelegierte gewählt, 
die für eine breite Verankerung des Arbeitskampfs 
sorgen und eng in die Entscheidungsfindung ein-
bezogen werden sollten. Ein weiterer Höhepunkt 
war am 13. April ein „Krankenhausratschlag“ von 
bis zu 600 Teilnehmer*innen im Stadion von Rot-
Weiß Oberhausen. Auf der in Anwesenheit von 
Politiker*innen durchgeführten Versammlung be-
kundete Gesundheitsminister Laumann mit seiner 
Unterschrift unter der Petition der Beschäftigten 
seine grundsätzliche Unterstützung.

Anfang Mai wurden aus den Teamdelegierten 
ein 200-köpfiger „Rat der 200“ gebildet, der die 
nachfolgenden Verhandlungen begleitete. Damit 
wurde erstmals in der Fläche ein sehr weitreichen-
des gewerkschaftliches Beteiligungsmodell erprobt, 
dessen Umsetzung sich als sehr anspruchsvoll er-
wies (Stolz 2022).

Als absehbar war, dass die Landesregierung, 
trotz demonstrativer Unterstützung der Petition 
durch den Gesundheitsminister, das Ultimatum 
verstreichen lassen würde, organisierte ver.di ab 
Ende April die Urabstimmung, die bis zum 2. Mai 
rund 98 Prozent Zustimmung erbrachte. Ab 4. Mai 
rief ver.di dann die Beschäftigten zum Erzwin-
gungsstreik auf, der mehrfach verlängert wurde. 
Im Juni versuchte die Uniklinik Bonn, den Streik 
gerichtlich verbieten zu lassen, scheiterte damit je-
doch sowohl in erster wie zweiter Instanz bei den 
Arbeitsgerichten.

Prägend für den Verlauf der Kampagne war, dass 
sie auf die Landtagswahlen in Nordrhein-Westfalen 
hin ausgerichtet war. Diese bestimmte auch sehr 
stark den Zeitplan. Kurz vor den Wahlen erklärten 
nicht nur Gesundheitsminister Laumann von der 
CDU, sondern auch SPD und Grüne ihre grundsätz-
liche Unterstützung der Entlastungsforderungen. 
Mitte Mai beschloss die Landesregierung dann das 
Hochschulgesetz zu ändern, um den Unikliniken 
über einen Austritt aus dem Arbeitgeberverband 
eigenständige Tarifverhandlungen zu ermöglichen. 
Dies war notwendig geworden, da die Tarifgemein-
schaft deutscher Länder (TdL) am 2. Mai 2022 ei-
nen entsprechenden Antrag des Landes Nordrhein-
Westfalen, den Unikliniken die Aufnahme von Tarif-
verhandlungen im Rahmen einer Mitgliedschaft im 
AdL NRW zu ermöglichen, abgelehnt hatte.

Am Ende zog sich der Streik über mehr als elf 
Wochen hin, bis schließlich am 19. Juli 2022 ein Eck-
punkte-Papier vereinbart wurde. Für weite Teile der 
Pflege inklusive der psychiatrischen Stationen und 
der Notaufnahmen wurde schichtgenau das Zah-
lenverhältnis von Beschäftigten und Patient*innen 
festgelegt. Wird diese Quote unterschritten oder 
kommt es zu anderweitig belastenden Situatio-
nen, erhalten die Betroffenen „Belastungspunk-
te“, die als Ausgleich zu zusätzlichen freien Tagen 
führen. Zugleich wurden erstmals auch für einige 
Beschäftigtengruppen außerhalb der Pflege Min-
destbesetzungen und Belastungsausgleiche ver-
einbart (Schoppengerd 2022; Stolz 2022). Dies be-
traf unter anderem Therapeut*innen, Service- und 
Versorgungsassistent*innen, die Radiologie, aber 
auch die Betriebskindergärten. Da für diese Grup-
pen, da nicht zur „Pflege am Bett“ gehörend, kein 
zusätzliches Geld von den Krankenhassen zur Ver-
fügung gestellt wird, hatte zuvor die Landesregie-
rung angekündigt, hier die Finanzierung der Klini-
ken abzusichern.

In anderen „nicht-refinanzierten“ Bereichen wie 
IT, Technik, Transportdienst oder Ambulanzen blieb 
die Arbeitgeberseite in Bezug auf eine Entlastung 
unnachgiebig. Hier konnten für alle diese Service-
bereiche zusammen lediglich jeweils 30 zusätzliche 
Vollzeitstellen pro Uniklinik vereinbart werden. Eine 
bittere Pille, die zu Diskussionen unter den Strei-
kenden führte, wie der Verhandlungsführer von  
ver.di einräumte (König/Detje 2022).
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Auch dieser Arbeitskampf stieß damit am Ende 
an die vom existierenden System der Krankenhaus-
finanzierung gesetzten Grenzen und verwies auf 
die Notwendigkeit einer grundlegenden Neuaus-
richtung des Gesundheitswesens im Interesse von 
Beschäftigten wie Patient*innen. Dass die Landes-
regierung sich so hartnäckig weigerte, auch für Be-
reiche wie die Küche oder die Datenverarbeitung 
tarifliche Personalschlüssel zu vereinbaren, führte 
die zuständige Landesfachbereichsleiterin Katha-
rina Wesenick auf Befürchtungen zurück, damit 
Präzedenzfälle für weitere Branchen und Berufe zu 
schaffen (Stolz 2022). In der abschließenden Urab-
stimmung befürworteten insgesamt knapp 74 Pro-
zent der befragten Mitglieder den Kompromiss. 
Dass keine noch größere Zustimmung erreicht 
wurde, wertete ver.di als Hinweis auf den Unmut 
darüber, dass nicht alle Beschäftigtengruppen glei-
chermaßen in die Entlastung einbezogen wurden.

Das Besondere des Arbeitskampfs war, dass es 
gelungen war, die Entlastung umfassend und mit 
relativ starken Sanktionsmechanismen auch in der 
Fläche tariflich zu regeln. Es ist nicht ohne Ironie, 
dass die Unikliniken, wie z. B. in Düsseldorf, die 
sich wochenlang gesträubt hatten, den Streiken-
den entgegenzukommen, nach dem Abschluss 
öffentlich damit warben, dass es nunmehr keine 
besseren Rahmenbedingungen in bundesdeut-
schen Krankenhäusern gebe als bei ihnen (Neubau-
er 2022).

3.3 Marburger Bund

Der Marburger Bund (MB) war 2022 sowohl an 
der Universitätsmedizin Ruppin wie an der Cha-
rité in Berlin in Haustarifauseinandersetzungen 
involviert. Die umfangreichsten Arbeitsniederle-
gungen gab es jedoch im Verlauf der letztjährigen 
Tarifrunde für die Ärzt*innen an den kommunalen 
Krankenhäusern. Am 31. März 2022 legten an rund 
460 Kliniken nach Schätzungen des MB zwischen 
8.000 und 10.000 Mediziner*innen die Arbeit nie-
der. Rund 4.000 von ihnen kamen zur zentralen 
Streikkundgebung an den Römerberg in Frankfurt 
am Main. Gefordert wurden neben einer linearen 
Entgelterhöhung vor allem Begrenzungen von Ruf-
bereitschaften und Bereitschaftsdiensten. Im Mai 
2022 erfolgte eine Einigung, die neben einer rück-
wirkenden Erhöhung der Entgelte um 3,35 Prozent 
ab 1. Oktober 2021, ab Juli 2022 eine Begrenzung 
der Rufbereitschaften und ab Januar 2023 eine 
Begrenzung der Bereitschaftsdienste ab 2023 vor-
sieht (Marburger Bund 2022). Außerdem wurden 
Regelungen für den Fall vereinbart, dass diese Be-
grenzungen überschritten werden.

3.4 Deutsche Seehäfen:  
Seit mehr als 40 Jahren erstmals  
wieder flächendeckende Warnstreiks

Zu den bemerkenswertesten Auseinandersetzun-
gen der Tarifrunde 2022 gehörte der Tarifkonflikt 
zwischen ver.di und dem Zentralverband der deut-
schen Seehafenbetriebe (ZDS), der sich von Mai 
bis September 2022 in insgesamt zehn Verhand-
lungsrunden dahinzog und von insgesamt drei 
Warnstreikwellen begleitete wurde. Die Arbeitsnie-
derlegungen in den deutschen Seehäfen, an denen 
sich nach Gewerkschaftsangaben bis zu 8.000 der 
insgesamt 12.000 betroffenen Beschäftigten betei-
ligt haben (ver.di 2022b), waren vor allem deshalb 
ungewöhnlich, als dass die letzten größeren flä-
chendeckenden Streiks in den Seehäfen 1978, d. h. 
vor mehr als 40 Jahren stattfanden (Abendroth 
et al. 1978).

Zu Beginn der Tarifauseinandersetzungen for-
derte ver.di für 58 tarifgebundenen Seehafenbe-
trieben in Hamburg, Bremen und Niedersachsen 
einen tatsächlichen Ausgleich für die hohen Infla-
tionsraten sowie eine Erhöhung aller Entgelte um 
1,20 Euro pro Stunde, die vor allem den unteren 
Einkommensgruppen überdurchschnittliche Ent-
gelterhöhungen einbringen sollte. Nachdem die 
Verhandlungen zunächst ergebnislos verliefen und 
die Angebote der Arbeitgeberseite deutlich hinter 
der Preisentwicklung zurückblieben, organisierte 
ver.di insgesamt drei Warnstreikwellen. Zunächst 
rief die Gewerkschaft ihre Mitglieder in den See-
häfen von Emden, Bremen, Bremerhaven, Bra-
ke, Wilhelmshaven und Hamburg für den 9. Juni 
2022 zu einem mehrstündigen Warnstreik auf. Am 
24./25. Juni folgte dann ein 24-Stunden-Streik und 
am 14. und 15. Juli ein 48-Stunden-Streik. Die Ge-
werkschaft ver.di verfolgte damit eine schrittweise 
Eskalationsstrategie, die in der dritten Warnstreik-
welle dazu führte, dass an den deutschen Seehäfen 
kaum mehr ein Schiff abgefertigt werden konnte.

Angesicht der weitreichenden ökonomischen 
Folgen wurden die Warnstreiks an den Seehäfen 
von Seiten der Arbeitgeber stak kritisiert. Der Prä-
sident der Bundesvereinigung der deutschen Ar-
beitgeberverbände (BdA), Rainer Dulger, sinnierte 
sogar öffentlich über die Möglichkeit eines „nati-
onalen Notstandes“, der dann auch Einschränkun-
gen des Streikrechts rechtfertigen könnte (zit. n. 
Hamburger Abendblatt vom 30.06.2022). Der ZDS 
versuchte hingegen gleich an mehreren Arbeits-
gerichten eine einstweilige Verfügung gegen den 
48-Stunden-Warnstreik im Juli 2022 zu erreichen 
und argumentierte dabei sowohl mit der Verhältnis-
mäßigkeit der Streikaktionen als auch mit angebli-
chen Formfehlern im Hinblick auf die Ankündigung 
und Durchführung der Streiks auf Seiten der Ge-
werkschaft. Während die Arbeitsgerichte von Bre-
men, Oldenburg und Wilhelmshaven die Anträge 
der Arbeitgeber allesamt als unbegründet ablehn-
ten, signalisierte das Arbeitsgericht Hamburg eine 
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gewisse Offenheit gegenüber den Arbeitgeberar-
gumenten. Ver.di stimmte vor diesem Hintergrund 
einem Vergleich mit dem ZDS zu, wonach sich die 
Gewerkschaft zu drei weiteren Verhandlungsrun-
den mit den Arbeitgebern verpflichtete und wäh-
renddessen keine weiteren Warnstreiks durch-
zuführen. Zugleich wurde innerhalb von ver.di für 
den Fall, dass die Verhandlungen erneut Scheitern 
sollten, offen über die Möglichkeit einer Urabstim-
mung und der Durchführung eines unbefristeten 
Erzwingungsstreiks diskutiert.

Schließlich konnte jedoch in der 10. Verhand-
lungsrunde am 22. August 2022 ein Tarifergebnis 
erzielt werden, dass deutliche Entgeltsteigerungen 
vorsieht, die 2022 den meisten Hafenarbeiter*innen 
nicht nur eine Sicherung ihre Reallöhne, sondern 
darüber hinaus auch Reallohnzuwächse ermöglich-
ten. Für 2023 wurde hingegen für den Fall, dass 
die Inflationsraten wiederum eine bestimmet Höhe 
überschreiten, ein automatischer Inflationsaus-
gleich sowie ein Sonderkündigungsrecht verein-
bart (Schulten 2022).

3.5 Metall- und Elektroindustrie:  
Einigung nach breiten Warnstreiks

Die Tarifrunde 2022 in der Metall- und Elektroin-
dustrie stand im Zeichen der sich 2022 abzeichnen-
den Inflationstendenzen. Im Sommer 2022 hatte 
die IG Metall eine Forderung von acht Prozent für 
zwölf Monate beschlossen, die von Gesamtmetall 
umgehend als nicht tragbar zurückgewiesen wur-
de. Die IG Metall sah dagegen im Hinblick auf die 
trotz steigender Energiekosten guten Geschäftser-
gebnisse vieler Unternehmen durchaus Spielräume 
für eine deutliche Erhöhung der Entgelte.

Beeinflusst wurden die Tarifverhandlungen da-
durch, dass die Bundesregierung im September 
2022 im Rahmen des sogenannten dritten Entlas-
tungspakets beschloss, dass Unternehmen und 
öffentliche Arbeitgeber freiwillig zwischen dem 
26. Oktober 2022 und 31. Dezember 2024 ein 
sogenanntes Inflationsausgleichgeld von bis zu 
3.000 Euro steuer- und abgabenbefreit an ihre Be-
schäftigten auszahlen können (Schulten/WSI Tarif-
archiv 2023). Von dieser Möglichkeit machten um-
gehend die Tarifparteien der Chemieindustrie bei ih-
rem Tarifabschluss am 18. Oktober 2022 Gebrauch. 
Hier wurden bei einer Laufzeit des Tarifvertrags von 
20 Monaten neben zwei Netto-Einmalzahlungen 
von je 1.500 Euro auch eine Erhöhung der Entgelte 
in zwei Stufen um insgesamt 6,5 Prozent vereinbart.

Dass dies auch Vorbild für eine Einigung in der 
Metall- und Elektroindustrie sein könnte, zeichnete 
sich ab, als die Metallarbeitgeberverbände rasch 
ihre Bereitschaft zur Zahlung des Inflationsaus-
gleichgeldes signalisierten. Allerdings bestanden 
sie zugleich auf stärkere Flexibilisierungen in Bezug 

auf die Entgelte, während die IG Metall ihrerseits 
betonte, dass ohne eine deutliche Anhebung der 
Entgelttabellen kein Abschluss möglich sein würde.

Innerhalb der Gewerkschaft waren frühzeitige 
Vorbereitungen für ausgeweitete Warnstreiks ge-
troffen worden und auch eine weitere Eskalation 
bis hin zum Erzwingungsstreik wurde nicht aus-
geschlossen. Unmittelbar nach Ende der Friedens-
pflicht, rief die IG Metall ab 1. November in allen 
Tarifgebieten zu Warnstreiks auf. Diese wurden 
nach und nach ausgeweitet, wobei die Betriebe, 
die für mögliche 24-Stunden-Warnstreiks ins Auge 
gefasst wurden, mehrfach in den Streik genom-
men wurden. Relativ bald zeichnete sich ab, dass 
in Baden-Württemberg ein Pilotabschluss versucht 
werden sollte. Hier fand dann auch am 17. Novem-
ber die entscheidende Verhandlungsrunde statt. 
Zuvor hatte die IG Metall die Warnstreiks noch ein-
mal ausgeweitet und öffentlich angekündigt, dass, 
sollte es am 17. November nicht zu einer Einigung 
kommen, die Gewerkschaft in Baden-Württemberg 
unmittelbar das Scheitern der Verhandlungen er-
klären und zur Urabstimmung aufrufen würde. So-
weit kam es nicht. Offenbar erschien den Arbeit-
geberverbänden am Ende das Arbeitskampfrisiko 
zu hoch, zumal etliche Unternehmen gerade dabei 
waren, ihre aufgelaufenen Auftragsbestände abzu-
arbeiten. Neben der in zwei Tranchen erfolgenden 
Zahlung des Inflationsausgleichsgeldes in Höhe 
von 3.000 Euro erreichte die IG Metall in zwei Stu-
fen tabellenwirksame Erhöhungen von insgesamt 
8,5 Prozent allerdings bei einer Laufzeit von 24 Mo-
naten. Für Betriebe, die aufgrund von Energieprob-
lemen in Schwierigkeiten geraten würden, wurde 
die Möglichkeit zusätzlicher Verhandlungen einge-
räumt. Einzelne weitere Tarifbausteine können zu-
dem je nach Wirtschaftslage flexibilisiert werden.

Nach Angaben der IG Metall gab es im Verlauf 
der Tarifauseinandersetzung fast 4.500 Arbeitsnie-
derlegungen, bei denen mehrere Betriebe mehr-
fach bestreikt wurden. Insgesamt zählte die Ge-
werkschaft dabei kumuliert mehr als 900.000 Strei-
kende (IG Metall 2022a).

Die IG Metall nutzte die Tarifrunde systematisch 
dafür, ihre Präsenz in den Betrieben auszubauen. 
Die Auseinandersetzung wurde dezidiert kampag-
nenförmig angegangen. Befragungen von Beschäf-
tigten im Vorfeld der Forderungsaufstellung sowie 
in einer weiteren Stufe Unterschriftensammlungen 
und Fotoaktionen als öffentliche Unterstützung 
der Forderungen gingen dabei den Warnstreiks vo- 
raus. Diese und die sie begleitenden Kundgebun-
gen wurden für eine systematische persönliche 
Ansprache der Nichtmitglieder genutzt. Hierdurch 
gelang es der IG Metall im Verlauf der Tarifrunde 
mehr als 30.000 Beschäftigte als neue Gewerk-
schaftsmitglieder zu gewinnen.



WSI Report Nr. 83, April 2023 Seite 12

3.6 Teigwaren Riesa – Streikpionier in der 
ostdeutschen Ernährungsindustrie

Der sächsische Nudelhersteller Teigwaren Riesa 
steht seit einigen Jahren symbolisch für das neue 
Selbstbewusstsein ostdeutscher Gewerkschaften 
(NGG 2020). Das ostdeutsche Traditionsunterneh-
men, das seit 1993 zu der schwäbischen Nudel-
firma ALB-GOLD gehört und in Ostdeutschland 
Marktführer ist, hatte über lange Zeit hinweg we-
der einen Betriebsrat noch einen Tarifvertrag. Mit-
te 2018 machten sich die etwa 140 Beschäftigten 
von Teigwaren Riesa auf, gründeten einen Be-
triebsrat, organisierten sich mit großer Mehrheit 
in der Gewerkschaft NGG und forderten schließ-
lich den Abschluss eines Tarifvertrages. Nach 
zahlreichen Protesten und Warnstreiks gelang es 
schließlich im Mai 2019 erstmals einen Mantelta-
rifvertrag für Teigwaren Riesa zu unterzeichnen. 
2020 folgten dann ein Entgelttarifvertrag und ein 
Entgeltrahmentarifvertrag.

Die Tarifverhandlungen im Jahr 2021 standen 
ganz im Zeichen einer deutlichen Annährung an 
das Lohnniveau des westdeutschen Mutterkon-
zerns. Nachdem die Beschäftigten von Teigwaren 
Riesa über einen Zeitraum von mehr als drei Wo-
chen hinweg permanent Warnstreiks durchgeführt 
hatten, konnte schließlich eine deutliche Lohner-
höhung von einem Euro pro Stunde durchgesetzt 
werden, die je nach Entgeltgruppe einer Erhöhung 
zwischen 7,6 und 10,1 Prozent entsprach (Frindert 
et al. 2022, S. 12).

Da die Laufzeit des 2021 abgeschlossenen Tarif-
vertrages auf zwölf Monate begrenzt war, wurden 
im September 2022 erneut Tarifverhandlungen auf-
genommen. Für die Beschäftigten von Teigwaren 
Riesa ging es nach wie vor darum, die Lohnlücke 
zu vergleichbaren Betrieben in Westdeutschland 
zu schließen. Zugleich forderten sie einen deutlich 
größeren Abstand der Tariflöhne zum gesetzlichen 
Mindestlohn von zwölf Euro. Nach Angaben der 
Gewerkschaft NGG erhielten viele Beschäftigte, 
die bei Teigwaren Riesa im Drei-Schicht-Betrieb 
arbeiteten, gerade einmal einen Stundelohn von 
12,51 Euro. Vor diesem Hintergrund forderten die 
Beschäftigten eine Lohnerhöhung von zwei Euro 
pro Stunde, wovon ein Euro sofort und ein weite-
rer Euro im Laufe des Jahres 2023 wirksam werden 
sollte.

Nachdem die Angebote des Teigwaren Riesa 
Managements in mehreren Verhandlungsrunden 
deutlich hinter den Forderungen der Beschäftigten 
zurücklieben, wurde am 4. Oktober 2023 ein ers-
ter 24-Stunden-Wanstreik organisiert. Daraufhin 
folgen insgesamt sieben Wochen, in denen immer 
wieder Warnstreiks durchgeführt wurden. Mit dem 
Verweis auf die nach wie vor bestehenden Lohn-
unterschiede in Ost- und Westdeutschland such-
ten die Beschäftigten von Teigwaren Riesa gezielt 
Unterstützung aus Politik und Zivilgesellschaft, in-
dem sie z. B. öffentlichkeitswirksame Demonstrati-

onen in Berlin vor dem Brandenburger Tor oder im 
schwäbischen Trochtelfingen vor der Firmenzent-
rale des Mutter-Konzerns ALB-GOLD durchführten.

Schließlich konnte nach sieben Wochen Warn-
streiks auf Vermittlung des ehemaligen Minister-
präsidenten von Brandenburg, Matthias Platzeck, 
und dem ehemaligen Präsidenten des Landesar-
beitsgerichts Berlin-Brandenburg Gerhard Binkert 
ein Tarifkompromiss erzielt werden, der bis Ende 
2023 eine stufenweise Erhöhung aller Löhne um 
zwei Euro sowie eine zusätzliche Inflationsprämie 
von 850 Euro netto vorsieht (NGG Landesbezirk Ost 
2022). Mit ihrer hohen Konfliktbereitschaft haben 
die Beschäftigten von Teigwaren Riesa einmal mehr 
die Rolle des Streikpioniers in der ostdeutschen Le-
bensmittelindustrie übernommen und hierbei auch 
die Beschäftigten in anderen ostdeutschen Lebens-
mittelunternehmen motiviert, für ihre Interessen 
einzustehen. In der Folgezeit kam es demnach zu 
einer Reihe weiterer Tarifabschlüsse mit ähnlich 
hohen oder sogar noch höheren Lohnsteigerungen 
(NGG Landesbezirk Ost 2023).

3.7 Amazon – Elf Jahre Arbeitskampf

Der längste Arbeitskampf Deutschlands – die Aus-
einandersetzung von ver.di um den Abschluss ei-
nes Tarifvertrags bei Amazon – ging 2023 in sein 
elftes Jahr. Stand Herbst 2022 betrieb Amazon 
in Deutschland mehr als 20 große Logistik- und 
über 60 Verteilzentren. Seit 2021 ist neben dem 
Handelsbereich von ver.di auch der ver.di-Bereich 
Postdienste und Logistik bei dem Unternehmen 
aktiv. 2022 sorgte die ansteigende Inflation auch 
bei Amazon-Beschäftigten für Unzufriedenheit. Zu-
sätzlich deutete sich 2022 an, dass der wachsende 
Arbeitskräftemangel die Gewichte etwas zu Guns-
ten der Beschäftigtenseite verschob. Die multina-
tionalen Belegschaften waren 2022 nicht mehr so 
leicht auszutauschen, was einen gewissen Schutz 
vor willkürlichen Entlassungen bot. Entsprechend 
wurden im Herbst 2022 an mehreren Standorten 
so umfangreiche Streiks wie lange zuvor nicht 
mehr organisiert. Bei Arbeitsniederlegungen am 
25. November 2022, dem sogenannten Black Fri-
day, einem für Amazon besonders umsatzstarken 
Tag, wurden nach Einschätzung von ver.di an ein-
zelnen Standorten neue Rekorde bezüglich der Be-
teiligung aufgestellt. Zwar blieben es immer noch 
überwiegend Minderheitenstreiks, aber diese zeig-
ten nach Überzeugung der Streikenden durchaus 
Wirkung. Auch gelang es ver.di, im abgelaufenen 
Jahr an neuen Standorten verstärkt Fuß zu fassen 
und insgesamt die gewerkschaftliche Verankerung 
zu verbessern. Ein entscheidender Durchbruch ge-
lang der Gewerkschaft allerdings noch nicht.

Auch international hat der Widerstand gegen 
die gewerkschaftsfeindliche Politik des Unterneh-
mens zugenommen. UNI Global Union (UNI), ein 
internationaler Dachverband von Dienstleistungs-
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gewerkschaften aus 150 Ländern, unterstützt seit 
2014 die internationale Koordination seiner bei 
Amazon engagierten Mitgliedsverbände (Boewe/
Schulten 2019). Aus einer zunächst kleinen Arbeits-
gruppe von Gewerkschafter*innen aus Deutsch-
land, Frankreich und Polen wurde nach und nach 
ein größerer Zusammenhang. Im Frühjahr 2019 
trafen sich bereits 70 Delegierte aus 15 Ländern 
in Berlin. Eine aus UNI, Greenpeace, Oxfam sowie 
der Amazon Workers International (AWI), einem 
internationalen Netzwerk von Aktiven bei Amazon, 
bestehende Koalition rief im Rahmen einer Make 
Amazon Pay Kampagne anlässlich des Black Friday 
2021 zu Streiks und Protesten in 20 Ländern auf; 
2022 fanden an diesem Aktionstag bereits Streiks 
und Protestaktionen in mehr als 30 Ländern statt 
(UNI Global Union 2022). Ein erster Durchbruch ge-
lang 2021 in Italien. Nachdem am 21. März des Jah-
res 40.000 Beschäftigte unter großem öffentlichen 
Aufsehen entlang der Lieferlogistik des Konzerns 
gestreikt hatten (Boewe et al. 2021), schloss Ama-
zon unter politischem Druck mit den Transportge-
werkschaften der drei wichtigsten italienischen Ge-
werkschaftsbünde im September des Jahres eine 
Vereinbarung über die Aufnahme von Verhandlun-
gen zur Regelung der Arbeitsbedingungen (UNI 
Global Union 2021).

3.8 Windanlagenhersteller Vestas: 
Durchsetzung eines Tarifvertrages

In der Windindustrie wenden nach wie vor nur eine 
Minderheit der Unternehmen Tarifverträge an (Lud-
wig et al 2023, S. 7). Eine Betriebsrätebefragung 
der IG Metall aus dem Jahr 2022 kommt zu dem Er-
gebnis, dass nur etwa 40 Prozent der Betriebe, die 
ihre Umsätze ausschließlich in der Windindustrie 
erwirtschaften, einer Tarifbindung unterliegen (IG 
Metall Bezirk Küste 2022). Zu den bislang tariflosen 
Unternehmen gehört auch der dänische Vestas-
Konzern, der mit weltweit etwa 29.000 Beschäftig-
ten (davon 1.700 in Deutschland) Weltmarktführer 
bei der Herstellung von Windturbinen ist.

Die IG Metall fordert bereits seit längerem die 
Windanlagenhersteller zum Abschluss von Tarifver-
trägen auf, die sich an den tarifvertraglichen Rege-
lungen der Metall- und Elektroindustrie orientieren 
sollen. Speziell bei Vestas kritisiert die Gewerk-
schaft, dass die Lohnentwicklung zuletzt deutlich 
hinter der Entwicklung in der Metall- und Elektroin-
dustrie zurückgeblieben sei. Darüber hinaus weist 
die IG Metall darauf hin, dass es anders als im Flä-
chentarifvertrag der Metall- und Elektroindustrie 
bei Vestas weder Urlaubs- noch Weihnachtsgeld 
gibt, noch Regelungen wie z. B. Wahloptionen zwi-
schen Geld und freien Tagen oder Bestimmungen 
zur Altersteilzeit, die den einzelnen Beschäftigten 
eine flexiblere Arbeitszeitgestaltung ermöglichen 
(IG Metall 2022b).

Nachdem die IG Metall bei Vestas eine be-
stimmte Organisationsstärke erreicht hatte, fanden 
im Mai 2022 erstmals Gespräche mit der Vestas 
Deutschland GmbH über die mögliche Aufnahme 
von Tarifverhandlungen statt. Im Juli 2022 erklärte 
Vestas jedoch offiziell, dass das Unternehmen nun 
doch keinen Tarifvertrag abschließen wolle und be-
endete die Gespräche.

Die IG Metall organisierte daraufhin zunächst im 
August und September 2022 vier Warnstreiks, die 
zum Teil 24 Stunden andauerten. Da das Unterneh-
men keinerlei Reaktionen zeigte, führte die IG Me-
tall schließlich eine Urabstimmung durch, bei der 
sich 88 Prozent der IG-Metall-Mitglieder für einen 
unbefristeten Arbeitskampf aussprachen (IG Metall 
2022b). Seit dem 7. November 2022 wurden immer 
wieder Streikaktionen an verschiedenen Vestas-
Standorten wie z. B. Husum, Rendsburg oder bei 
der Firmenzentrale in Hamburg durchgeführt. Kurz 
vor Weihnachten 2022 fuhren außerdem etwa 
200 Vestas-Beschäftigte ins dänische Aarhus, um 
vor der Konzernzentrale von Vestas für ihre Forde-
rungen zu demonstrieren (IG Metall 2022c).

Die Streikaktionen bei Vestas wurden auch 2023 
weitergeführt. Zugleich wurde zunehmend die 
politische Ebene mit in die Auseinandersetzung 
einbezogen, um damit den Druck auf das Unter-
nehmen zu erhöhen. So fuhr z. B. eine Delegation 
von streikenden Vestas-Beschäftigten in den Bun-
destag nach Berlin, wo sie von Abgeordneten meh-
rerer Fraktionen Unterstützung erhielten. In einem 
offenen Brief forderten 70 Bundestagsabgeordnete 
der SPD-Fraktion das Vestas-Management auf, mit 
der IG Metall in ordentliche Tarifverhandlungen zu-
treten. Auch im Landtag von Schleswig-Holstein 
wurde das Vestas-Management für seine Verwei-
gerung von Tarifverhandlungen kritisiert. Anfang 
März 2023 lenkte das Unternehmen schließlich ein 
und stimmte Verhandlungen über den Abschluss 
eines Haustarifvertrag bei Vestas zu (IG Metall Küs-
te 2023).  2

3.9 Hessische Landesbahn:  
Streik bei konkurrierenden Tarifverträgen

Die Hessische Landesbahn GmbH (HLB) ist ein re-
gionales Verkehrsunternehmen mit etwas mehr als 
1.400 Beschäftigten, das sich zu 100 Prozent im öf-
fentlichen Eigentum des Landes Hessens befindet. 
Schon seit geraumer Zeit schließt die HLB konkur-
rierende Tarifverträge sowohl mit der  Eisenbahn- 
und Verkehrsgewerkschaft (EVG) als auch mit der 
Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL) ab. 
Als im Herbst 2021 die bestehenden Tarifverträge 
ausliefen, wurden parallel mit beiden Gewerkschaf-

 2 Bei Redaktionsschluss (Mitte April 2023) dauerten die 
Tarifverhandlungen über den Abschluss eines Haustarif-
vertrag bei Vestas immer noch an.
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Die EVG führte daraufhin im Herbst 2022 eine 
Urabstimmung durch, bei der sich 86,6 Prozent der 
Mitglieder für einen unbefristeten Erzwingungs-
streik aussprachen (EVG 2022). Von Mitte Dezem-
ber 2022 bis Mitte Februar 2023 traten daraufhin 
die EVG-Mitglieder für insgesamt 68 Tage in einen 
Dauerstreik. Unterstützung fanden die Streikenden 
vor allem bei den Oppositionsparteien SPD und Die 
Linke, die den Konflikt in den Hessischen Landtag 
trugen und die Landesregierung als verantwortli-
chen Eigentümer der HLB anklagten (Hessischer 
Landtag 2023). Schließlich kam es Ende Februar 
2023 zur Wiederaufnahme der Tarifverhandlungen 
zwischen HLB und EVG, die im März 2023 auch in 
den Abschluss eines neuen Tarifvertrages münde-
ten, der zumindest in einigen Punkten wie der Ver-
einbarung eines Wahlmodells über den Tarifvertrag 
der GDL hinausgeht.

ten Tarifverhandlungen geführt. Nachdem die HLB 
sich im Januar 2022 mit der GDL auf einen neuen 
Tarifvertrag verständigte, bot das Unternehmen der 
EVG an, einen entsprechenden Tarifvertrag mit den 
gleichen Konditionen nachzuzeichnen. Die EVG 
wies dieses Angebot jedoch mit dem Argument zu-
rück, dass sich das Lohnniveau bei der HLB deut-
lich unterhalb des Branchendurchschnittes bewe-
gen und deshalb eine stärke Entgelterhöhung nötig 
sein würde (EVG 2022). Außerdem forderte die EVG 
die Übernahme des sogenannten Wahlmodells, 
dass den Beschäftigten eine individuelle Wahlopti-
on zwischen Geld oder freien Tagen einräumt und 
das bereits in mehr als 50 Verkehrsunternehmen 
vereinbart wurde.

Nachdem die Verhandlungen über Monate hin-
weg stagnierten, organisierte die EVG im Sommer 
2022 insgesamt drei Warnstreiks. Diese führten 
zwar dazu, dass das Unternehmen die Gespräche 
mit der Gewerkschaft wieder aufnahm, ohne je-
doch zu weiteren inhaltlichen Zugeständnissen be-
reit zu sein. 

4 STREIKS IM INTERNATIONALEN VERGLEICH

4.1 Deutschland im unteren Mittelfeld

In der internationalen Arbeitskampfstatistik, bei 
der die arbeitskampfbedingten Ausfalltage pro 
1.000 Beschäftigte miteinander verglichen werden, 
liegt Deutschland nach wie vor im Mittelfeld (Ab-
bildung 5). Nach Schätzung des WSI fielen hier-
zulande in den zehn Jahren zwischen 2012 und 
2021, dem jüngsten Jahr, für das internationale 
Vergleichsdaten vorliegen, auf Grund von Arbeits-
kampfmaßnahmen im Jahresdurchschnitt rechne-
risch pro 1.000 Beschäftigte gut 18 Arbeitstage aus.

Insgesamt fällt auf, dass das relative Arbeits-
kampfvolumen über die Länder hinweg sehr stark 
streut. Insgesamt lässt sich deutlich eine Spit-
zengruppe mit Belgien, Frankreich und Kanada 
ausmachen. Die Top-Position hat wie im Vorjahr 
Belgien inne, wo im Jahresdurchschnitt 2012 bis 
2021 knapp 96 Ausfalltage pro 1.000 Beschäftigte 
zu verzeichnen waren. Hierbei ist allerdings zu be-
rücksichtigen, dass für Frankreich nur der Zeitraum 
2012 bis 2020 betrachtet werden konnte, da noch 
keine Daten für 2021 vorliegen.

Nach dem Spitzentrio folgt ein oberes Mittel-
feld, dass von Dänemark, Finnland und Spanien bis 
Norwegen reicht und damit im Vorjahresvergleich 
wiederum drei skandinavische Länder umfasst. 
Das untere Mittelfeld wird aktuell von den Nieder-
landen angeführt und umfasst neben Deutschland 
auch Irland, Polen sowie Portugal. Bei den Daten 
zu Großbritannien (UK) ist zu beachten, dass hier 
lediglich der Zeitraum 2012 bis 2019 berücksichtigt 
werden konnte, da für 2020 und 2021 mit Verweis 
auf die Pandemie die statistische Erfassung von Ar-

beitskämpfen unterbrochen und erst im Juni 2022 
wieder aufgenommen worden ist. Angesichts der 
großen Streikwellen im Jahr 2022 (siehe unten) ist 
hier perspektivisch mit einem deutlich höheren re-
lativen Arbeitskampfvolumen zu rechnen. Mit den 
USA beginnt dann die Gruppe der Länder, in denen 
im Jahresdurchschnitt auf Grund von Arbeitskämp-
fen weniger als zehn Arbeitstage ausfielen, wobei 
mit Österreich, der Schweiz sowie der Slowakei 
Länder am Ende stehen, in denen es bereits seit 
vielen Jahren sehr wenig umfangreichere Arbeits-
kämpfe gab. Für Ungarn wurden 2020 keine Zahlen 
veröffentlicht, da es nur zwei Streiks gegeben habe.

Beim internationalen Vergleich ist zu beachten, 
dass Italien und Griechenland fehlen, weil hier seit 
mehreren Jahren keine Streikstatistik mehr geführt 
wird. In den übrigen Ländern basieren die nationa-
len Statistiken auf teilweise sehr unterschiedlichen 
Erfassungsmethoden (Dribbusch/Vandaele 2016). 
Die Zahlen für Frankreich beziehen sich allein auf 
die Privatwirtschaft, einschließlich der öffentlichen 
Unternehmen in den Bereichen Telekommunikation, 
Transport und Energieversorgung, aber ohne die re-
gionale Verwaltung und das Erziehungswesen. In 
Frankreich werden auch Streiks gegen sozialpoli-
tische Beschlüsse der Regierung, die dort anders 
als in Deutschland rechtlich zulässig sind, berück-
sichtigt. Letzteres gilt auch für die belgische Statis-
tik. In Spanien hingegen fließen Generalstreiks, die 
dort gleichfalls zulässig sind, nicht in die nationale 
Statistik ein. In Portugal ist die öffentliche Verwal-
tung ausgenommen. 
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rung des zuständigen Ministeriums in ernsthafte 
Verhandlungen einzutreten, veranlasste die größte 
Gewerkschaft von Pfleger*innen, das Royal College 
of Nursing (RCN), im Oktober 2022 zum ersten Mal 
in ihrer mehr als hundertjährigen Geschichte über-
haupt eine Urabstimmung unter ihren 300.000 Mit-
gliedern über Streik durchzuführen. Im November 
und Dezember 2022 gab es daraufhin die ersten 
großen Streiktage. Unison, die größte Gewerk-
schaft im öffentlichen Dienst, stieg ebenfalls in die 
Auseinandersetzung ein und kündigte zusammen 
mit anderen Gewerkschaften Streiks bei den Am-
bulanzen an. Die Konflikte setzten sich im ersten 
Quartal 2023 fort. Vorläufiger Höhepunkt war ein 
landesweiter branchenübergreifender Streiktag 
am 1. Februar 2023. Ende Februar 2023 kündig-
te die Regierung ein neues Angebot im Gesund-
heitswesen an, woraufhin RCN die Streiks vorerst 
unterbrach. 

In Großbritannien werden (wie bei der amtlichen 
Statistik der Bundesagentur für Arbeit), nur Ar-
beitsniederlegungen ab zehn Beteiligten und einem 
Tag Dauer mit einbezogen, in den USA sogar nur 
Streiks mit mindestens 1.000 Beteiligten, während 
es in Dänemark gar keine Untergrenzen gibt. Auch 
die WSI-Schätzung, deren Daten hier für Deutsch-
land zu Grunde gelegt werden, erfasst im Prinzip 
alle Arbeitskämpfe unabhängig von Umfang und 
Dauer. In verschiedenen Ländern, z. B. in Kanada 
wird das Arbeitskampfvolumen zudem stark durch 
einzelne, große Aussperrungen geprägt. Zu beach-
ten ist auch, dass einzelne große Arbeitskämpfe 
die Jahresdurchschnittswerte nachhaltig prägen 
können. So wird die Zahl der jahresdurchschnittli-
chen Ausfalltage im Zeitraum 2012 bis 2021 in Po-
len nach wie vor durch einen sehr umfangreichen 
Arbeitskampf im Jahr 2019 beeinflusst, an dem 
223.000 Beschäftigte im Bildungsbereich beteiligt 
waren.  3

4.2 Großbritannien und Frankreich 
im Mittelpunkt des europäischen 
Streikgeschehens 2022/2023

Großbritannien erlebte 2022 die größte Welle von 
Streiks seit Ende der 1980er Jahre. Hintergrund der 
Arbeitskämpfe, die auch ins Jahr 2023 hineinreich-
ten, waren eine sich verschlechternden ökonomi-
schen Lage und steigende Lebenshaltungskosten 
und daraus resultierende Forderungen der Be-
schäftigten verschiedener Branchen nach entspre-
chenden Entgeltsteigerungen. Den Anfang mach-
ten ab Juni verschiedene Bahngewerkschaften. Die 
größte dieser Gewerkschaften, National Union of 
Rail, Maritime and Transport Workers (RMT), rief 
zu Streiks auf, nachdem Verhandlungen mit ver-
schiedenen Bahngesellschaften über Entgeltstei-
gerungen – die Gewerkschaft hatte sieben Prozent 
höheres Entgelt gefordert – sowie verschiedene 
Umstrukturierungsmaßnahmen gescheitert wa-
ren. Im Ergebnis kam es zu den ersten landes-
weiten Bahnstreiks seit 1994. Der Konflikt konnte 
2022 nicht gelöst werden und führte wiederholt 
zu Arbeitsniederlegungen. Weitere umfangreiche 
Streiks erfolgten unter anderem im Herbst 2022 bei 
den Postdiensten der Royal Mail sowie insbesonde-
re auch im staatlichen Gesundheitswesen (National 
Health Service, NHS).

Auslöser der Streiks im öffentlich finanzierten 
Gesundheitswesen war die Ankündigung der kon-
servativen Regierung, im Sommer 2022 die Gehäl-
ter im NHS lediglich um einen Betrag unterhalb der 
Inflationsrate zu erhöhen. Die beharrliche Weige-

 3 Weitere Information zum internationalen Streikgesche-
hen finden sich bei Müller et al. 2023 sowie auf der emp-
fehlenswerten Internetseite des Europäischen Gewerk-
schaftsinstitutes: https://www.etui.org/strikes-map.

Abbildung 5

Internationaler Vergleich: Arbeitskampfbedingt ausgefallene Arbeitstage pro 
1.000 Beschäftigte, jährlicher Durchschnitt 2012–2021

* Frankreich 2012–2020; nur Privatsektor plus öffentliche Unternehmen
* UK 2012–2019
* Ungarn ohne 2020
** Spanien ohne Generalstreiks
***Portugal ohne Öffentliche Verwaltung
**** Irland: 4. Quartal 2019 geschätzt

Quelle: WSI, Eurostat; nationale Statistiken, eigene Berechnung.
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zu mehreren nationalen Protesttagen und Arbeits-
niederlegungen auf. Dabei wurden die Streiks teil-
weise durch Blockaden von Raffinerien und Häfen 
verstärkt. Der Widerstand gegen die Rentenpläne 
konnte sich dabei auf eine breite Ablehnung von 
rund 70 Prozent der Bevölkerung stützen. Zur Ver-
schärfung des Konflikts trug bei, dass sich die Re-
gierung zwar zeitweise mit den Gewerkschaften 
traf, ernsthafte Verhandlungen aber nicht zu führen 
bereit war. Stattdessen suchte die Regierung einen 
Kompromiss mit der konservativen Opposition, der 
die Vorschläge Macrons teilweise nicht weit genug 
gehen. In der Nationalversammlung, dem französi-
schen Parlament, in dem das Lager um den Präsi-
denten seit der letzten Wahl keine eigene Mehrheit 
mehr hatte, blieb dennoch fraglich, ob die Regie-
rung eine Mehrheit für ihre Pläne bekommen wür-
de. Sie entschied sich deshalb für ein in der Ver-
fassung vorgesehenes Verfahren, mit dem der Prä-
sident ein Gesetz auch ohne darüber abstimmen 
zu lassen, per Verordnung erlassen kann, es sei 
denn die Regierung würde per Misstrauensvotum 
gestürzt. Dieses Verfahren und eine begleitende 
Fernsehansprache des Präsidenten befriedeten den 
Konflikt nicht, so dass die Proteste auch im April 
2023 weiter andauern.

Anders als in Großbritannien oder auch in 
Deutschland, wo Streiks nur dann rechtmäßig sind, 
wenn sie von Gewerkschaften organisiert wer-
den, gilt in Frankreich ein individuelles Streikrecht. 
Dieses ist in der Verfassung verankert und regelt, 
dass alle Beschäftigte das Recht auf kollektive 
Arbeitsniederlegungen haben. In der Regel müs-
sen mindestens zwei Beschäftigte die Arbeit nie-
derlegen, damit ein rechtlich abgesicherter Streik 
stattfindet. Wenn es landesweite Streikaufrufe der 
Gewerkschaften, wie aktuell in der Auseinander-
setzung um das Renteneintrittsalter gibt, können 
auch einzelne Beschäftigte die Arbeit niederlegen 
– unabhängig davon, ob sie Mitglied einer Gewerk-
schaft sind oder nicht. Anders als in Deutschland 
(und inzwischen auch in Großbritannien) zahlen 
Gewerkschaften in Frankreich ihren Mitgliedern 
allerdings keine Streikgelder. Streiks sind deshalb 
in Frankreich in der Regel auch eher kurz. Wenn 
länger gestreikt wird, erfordert dies entsprechend 
große finanzielle Opfer der Streikenden. Bei man-
chen Konflikten organisieren Gewerkschaften und 
Unterstützer*innen Sammlungen, die aber in der 
Regel nur kleine Notfallunterstützungen ermög-
lichen. Wiederum anders als in Deutschland oder 
Großbritannien kann in Frankreich auch aus Anlass 
von Regierungsvorhaben gestreikt werden, wenn 
diese im weitesten Sinne die Arbeitsverhältnisse 
betreffen.

In den Konflikten bei Bahn und Post gab es bis 
dato (Ende März 2023) keine substantielle Annähe-
rung. Allein in den Monaten Juni bis Dezember 2022 
registrierte das Office for National Statistics (ONS) 
in Großbritannien knapp 2,5 Mio. streikbedingte 
Ausfalltage, so viele wie seit 1989 nicht mehr. Im 
Januar 2023 folgten weitere 220.000 Ausfalltage.

Großbritannien hat seit Ende der 1970er Jahre 
eine der restriktivsten Streikgesetzgebungen in Eu-
ropa. Diese – in ihrem Kern gegen die Gewerkschaf-
ten gerichtete – Gesetzgebung wurde im Laufe der 
Jahre weiter präzisiert. Wesentliche Merkmale sind, 
dass die Gewerkschaften vor jedem Streik gezwun-
gen sind, schriftliche Urabstimmungen unter allen 
in Frage kommenden Beschäftigten durchzuführen. 
Seit 2016 muss die Beteiligung an der Abstimmung 
bei mindestens 50 Prozent liegen, um gültig zu 
sein. Im Prinzip genügt dann die einfache Mehrheit. 
In „wichtigen öffentlichen Bereichen“ wie dem Ge-
sundheitswesen oder dem öffentliche Transport-
sektor ist zusätzlich erforderlich, dass mindestens 
40 Prozent aller Abstimmungsberechtigen für den 
Streik stimmen – mit anderen Worten, es muss eine 
Abstimmungsbeteiligung von mindestens 80 Pro-
zent erreicht werden. Außerdem müssen sowohl 
Urabstimmung wie Streik zuvor den betreffenden 
Unternehmen angekündigt werden. Sympathie- 
und Unterstützungsstreiks sind verboten und der 
Einsatz von Leiharbeiter*innen zwecks Streikbruch 
ist erlaubt. Zum Vergleich: In Deutschland gibt es 
keine Pflicht zur Durchführung von Urabstimmun-
gen. Den Gewerkschaften steht es frei, sich Regeln 
für Urabstimmungen zu geben und wie sie diese 
ausgestalten.

Angesichts der Streiks im Jahr 2022 brachte 
die aktuelle konservative britischen Regierung mit 
der „Strikes (Minimum Service Levels) Bill“ eine 
weitere Verschärfung des Streikrechts auf den par-
lamentarischen Weg (Grogan/Barnard 2023). Das 
Anfang April 2023 noch im Oberhaus behandelte 
Gesetz sieht vor, dass die zuständigen Ministerien 
in bestimmten öffentlichen Bereichen, wie dem Ge-
sundheitswesen oder der Bahn, zwangsweise Not-
dienste anordnen können. Die Unternehmen könn-
ten dann einseitig bestimmen, wer bei Strafe der 
Kündigung trotz Streik weiterarbeiten muss. Der 
britische Gewerkschaftsdachverband TUC fürchtet, 
dass damit in vielen Bereichen Streiks jede Wir-
kung genommen werden soll.

In Frankreich führten die im Oktober 2022 erst-
mals angekündigte und im Januar im Detail vorge-
stellten Pläne von Präsident Macron, das Renten-
eintrittsalter von 62 auf 64 Jahre zu erhöhen (schon 
heute erhält die volle Rente nur, wer bis 68 arbeitet) 
sowie verschiedene Sonderregelungen mit günsti-
geren Rentenregularien, unter anderem im Bereich 
der französischen Eisenbahn (SNCF) abzuschaffen, 
zu breiten Streik- und Protestaktionen. Als Reakti-
on schlossen sich die acht größten Gewerkschafts-
dachverbände zu einem Bündnis zusammen und 
riefen erstmals seit mehreren Jahren gemeinsam 
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5.1 Streikerfahrungen  
nach Beschäftigtengruppen

Ende 2022 wurde wiederum die gleiche Frage 
wie 2008 gestellt.  4 Vom 23. November bis 2. De-
zember 2022 wurden im Rahmen der 9. Welle der 
WSI-Erwerbspersonenbefragung auch knapp 3.965 
abhängig Beschäftigte befragt (darunter nach ei-
genen Angaben 79 Prozent Angestellte, 16 Prozent 
Arbeiter*innen und sechs Prozent Beamt*innen).  5 
19 Prozent der Befragten gaben an, Mitglied einer 
Gewerkschaft zu sein.

Insgesamt 17 Prozent aller Beschäftigten hatten 
einmal (acht Prozent) oder mehrmals (neun Pro-
zent) in ihrem Berufsleben an einer Arbeitsnieder-
legung teilgenommen. Unter den Gewerkschafts-
mitgliedern lag die Streikerfahrung 2022 bei ins-
gesamt 49 Prozent (Abbildung 6). Im Grundsatz 
bestätigen sich die bereits 2008 gewonnenen Er-
kenntnisse: Zwar sind Streiks wohl für viele Milli-
onen Menschen in Deutschland eine vertraute Ak-
tionsform, über die vor allem bei Arbeitskämpfen 
im Nahverkehr, Krankenhaus oder Kita sowie bei 
großen Warnstreikwellen im Öffentlichen Dienst 
oder der Metallindustrie auch breit berichtet wird, 
zugleich gaben aber auch 2022 gut vier von fünf 
Beschäftigten an, dass sie selbst noch nie in ihrem 
Berufsleben selbst an einer Arbeitsniederlegung 
teilgenommen hätten.

Der Anteil der streikerfahrenen Frauen lag 2022 
wie schon 2008 deutlich unter dem der Männer. 
Jedoch lassen sich daraus keine Rückschlüsse auf 
die individuelle Streikbereitschaft von Frauen zie-
hen. Im Einzelhandel oder in den Pflegeberufen 
sowie der Kindererziehung, um nur die bekann-
testen „Frauenbranchen“ zu nennen, wurde in der 
Vergangenheit in der Mehrheit der Betriebe und 
Einrichtungen so gut wie nie zum Streik aufgeru-
fen – im Gesundheitswesen und der Kindererzie-
hung nicht zuletzt auf Grund des großen Anteils 
an kirchlichen Trägern, die sich Tarifverhandlungen 

 4 Die Erwerbspersonenbefragung des WSI ist eine Panelbe-
fragung, d. h. es werden in bestimmten Abständen immer 
die gleichen Personen befragt. Das Panel wurde 2020 
aufgesetzt. Die Interviews werden als Computergestützte 
Online-Interviews (CAWI) durch das Marktforschungs-
unternehmen Kantar Public durchgeführt. Die Erhebung 
basiert auf einer gewichteten Stichprobe auf Basis eines 
Online-Access-Panels. Sie beansprucht, die Erwerbs-
personen in Deutschland im Hinblick auf die Merkmale 
Geschlecht, Alter, Bildung und Bundesland repräsentativ 
abzubilden (Hövermann/Kohlrausch 2020).

 5 Insgesamt umfasste die 9. Welle 4.263 Erwerbspersonen, 
darunter auch Selbständige, mithelfende Familienan-
gehörige und Nicht-Erwerbstätige. Die Frage nach dem 
Status (Angestellte, Arbeiter*innen etc.) wurde dabei nur 
Erwerbstätigen gestellt.

Tarifrunden, in deren Verlauf es zu Arbeitsnieder-
legungen kommt, sind in Deutschland relativ sel-
tene Ausnahmesituationen. Nur eine relativ kleine 
Anzahl von Konflikten um Firmen- oder Branchen-
tarifverträge spitzt sich zum Arbeitskampf zu. So 
wurden beispielsweise im Vor-Corona-Jahr 2019 
laut Tarifregister des Bundesministeriums für Ar-
beit und Soziales (BMAS) insgesamt mehr als 
5.500 Tarifverträge neu registriert, darunter mehr 
als 1.500 Vergütungstarifverträge. Im gleichen Jahr 
verzeichnete das Tarifarchiv des Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftliche Institut (WSI) der gewerk-
schaftsnahen Hans-Böckler-Stiftung bundesweit 
jedoch lediglich 227 Tarifauseinandersetzungen, in 
deren Verlauf zumindest einmal die Arbeit nieder-
gelegt wurde (vgl. Abbildung 1 oben). Die Zahl der 
Tarifkonflikte, die über Warnstreiks hinaus bis zu 
Urabstimmung und Erzwingungsstreik eskalieren, 
ist noch einmal erheblich niedriger.

Streiks stellen somit Ausnahmesituation dar, 
mit denen im Verlaufe ihres Berufslebens nur eine, 
wenn auch beachtliche Minderheit der Beschäftig-
ten konfrontiert wird. Dies hatte bereits 2008 eine 
im Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung durchgeführ-
te Umfrage ergeben (Hans-Böckler-Stiftung 2008; 
Dribbusch 2010). Befragt wurden damals repräsen-
tativ ausgewählt, knapp 2.300 Personen im Alter 
von 16 bis 65, die zum Zeitpunkt der Befragung ent-
weder abhängig beschäftigt bzw. erwerbslos oder 
in beruflicher Ausbildung waren. Die Frage lautete: 

„Haben Sie in Ihrem Berufsleben schon einmal oder 
mehrmals an einem Streik oder Warnstreik teilge-
nommen?“. Neun Prozent aller Befragten gaben an, 
einmal und weitere elf Prozent bereits mehrmals in 
ihrem Berufsleben an einem Streik oder Warnstreik 
teilgenommen zu haben. 80 Prozent verneinten die 
entsprechende Frage. Gewerkschaftsmitglieder 
hatten 2008 mit 44 Prozent deutlich häufiger als 
Nicht-Mitglieder (14 Prozent) schon mindestens 
einmal gestreikt.

5 STREIKERFAHRUNGEN DER BESCHÄFTIGTEN IN DEUTSCHLAND:  
AKTUELLE ERGEBNISSE DER WSI-ERWERBSPERSONENBEFRAGUNG
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Letzteres wird dadurch gestützt, dass auf die 
Nachfrage, wann sie das letzte Mal an einem 
Streik teilgenommen hätten, keine/r der befragten 
Beamt*innen angaben, „in den letzten zwölf Mo-
naten“ gestreikt zu haben.

Wie zu erwarten, ist die Streikerfahrung unter 
denjenigen Beschäftigten, die in tarifgebundenen 
Betrieben, Dienststellen oder Einrichtungen arbei-
ten, deutlich höher, als dort, wo keine Tarifbindung 
besteht.

in der Regel verweigern. Auffallend ist, dass es 
zwischen Ost- und Westdeutschland in Bezug auf 
die Streikerfahrung kaum Unterschiede gibt. Dass 
Angestellte seltener über Streikerfahrung verfügen 
als Arbeiter*innen entspricht den Erwartungen, 
wurden in der Vergangenheit doch vor allem Pro-
duktionsbereiche oder die „Arbeiterbereiche“ des 
Öffentlichen Dienstes bestreikt.  6

Zu beachten ist, dass alle Attribute wie berufli-
cher Status, Gewerkschaftsmitgliedschaft, Lage 
des Hauptwohnsitzes (Ost/West) oder auch die 
Tarifbindung sich immer auf den Befragungszeit-
raum Ende 2022 und auf Selbsteinschätzungen 
beziehen. Ob Nichtmitglieder in ihrem Berufsleben 
bereits einmal Mitglied einer Gewerkschaft waren 
oder umgekehrt, wird nicht erhoben, ebenso we-
nig Wohnortwechsel etc. Wie zu erwarten, ist in 
allen Untergruppen die Streikerfahrung unter den 
Gewerkschaftsmitgliedern wesentlich höher als un-
ter den Nichtmitgliedern. Dabei fällt auf, dass orga-
nisierte Arbeiter*innen immerhin zu zwei Dritteln 
über Streikerfahrung verfügen, während es bei den 
Angestellten nur knapp die Hälfte ist. Dass auch 
Beamt*innen angaben, schon einmal gestreikt zu 
haben, obwohl sie formal über kein Streikrecht 
verfügen, kann zwei Ursachen haben. Zum einen 
haben einzelne Beamt*innen möglicherweise au-
ßerhalb ihrer Arbeitszeit aus Solidarität an Streiks 
teilgenommen, zum anderen kann es sein, dass die 
Befragten in ihrem Berufsleben vor ihrer Verbeam-
tung an Arbeitsniederlegungen beteiligt waren. 

 6 Auch bei der HBS-Befragung 2008 lag der Anteil der 
Angestellten mit Streikerfahrung mit 19 Prozent deutlich 
unter dem der Arbeiter*innen mit damals 28 Prozent.

Abbildung 6

Streikerfahrung von Beschäftigten in Deutschland Ende 2022*
in Prozent

– Nein, nie   – Ja, mehrmals – Ja, einmal

Quelle: WSI-Erwerbspersonenbefragung 9. Welle, Nov./Dez. 2022; eigene Berechnung.
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Tabelle 2

Streikerfahrung nach Beschäftigtengruppen (Ende 2022)*
in Prozent

* Abweichungen der Prozentanteile in den Zeilen zu Hundert aufgrund 
   von Rundungen
** Spalte in Klammern der jeweilige Anteil der Gewerkschaftsmitglieder in %)

Quelle:WSI-Erwerbspersonenbefragung 9. Welle,  
Ende November/Anfang Dezember 2022.

Nr. 000 · Monat Jahr · Hans-Böckler-Stiftung Seite 3 

Vorwort (bei Bedarf löschen) 

 Ja, einmal Ja, mehrmals Nein, nie 

Angestellte 8 8 84 
 Gewerkschaftsmitglieder (15%)** 19 29 52 
 kein Gewerkschaftsmitglied 6 5 90 

Arbeiter*innen 10 17 73 

 Gewerkschaftsmitglieder (28%)** 22 45 34 
 kein Gewerkschaftsmitglied 6 7 87 
Beamt*innen 5 4 90 

 Gewerkschaftsmitglieder (43%)** 10 4 86 
 kein Gewerkschaftsmitglied 2 4 93 

Tarifbindung    
 Ja 10 13 77 
 Nein 5 4 91 
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5.3 Zeitpunkt der Streikerfahrung

Denjenigen Befragten, die angaben, schon einmal 
gestreikt zu haben, wurde ergänzend die Frage ge-
stellt, wann dies das letzte Mal gewesen sei. Dabei 
zeigte sich, dass vor allem bei den Arbeiter*innen 
und Angestellten, die zum Zeitpunkt der Befragung 
Ende 2022 nicht oder nicht mehr gewerkschaftlich 
organisiert waren, die Streikerfahrung zum großen 
Teil relativ weit zurückliegt. Während 40 Prozent 
der Gewerkschaftsmitglieder mit Streikerfahrung 
Ende 2022 angaben, dass sie innerhalb der letzten 
zwölf Monate vor der Befragung an einem Streik 
teilgenommen hatten, war dies bei den Nichtmit-
gliedern nur bei sieben Prozent der Fall. Dafür lag 
bei 60 Prozent der Streikerfahrenen, die nicht oder 
nicht mehr Mitglied einer Gewerkschaft waren, die 
letzte Streikerfahrung mehr als fünf Jahre zurück 
(Tabelle 4).

Der Anteil der Gewerkschaftsmitglieder unter 
allen abhängig Beschäftigten, die in den „letz-
ten zwölf Monaten“ zumindest einmal die Arbeit 
niedergelegt hatten, lag bei 86 Prozent. Dies un-
terstreicht einerseits die Bedeutung der Gewerk-
schaftsmitgliedschaft für die Streikteilnahme, be-
stätigt aber auch eine Beobachtung, dass sich vor 
allem bei begrenzten Warnstreiks häufig auch eine 
relevante Anzahl Nichtmitglieder der Arbeitsnieder-
legung anschließt.

5.2 Streikerfahrung 
nach Wirtschaftsbereichen

Auch zwischen einzelnen Wirtschaftssektoren zei-
gen sich erwartungsgemäß Unterschiede in der 
Streikerfahrung (Tabelle 3). Am höchsten ist dem-
nach die Streikerfahrung mit etwa einem Viertel 
der Beschäftigten in den Bereichen Verkehr und 
Logistik, Energie, Wasserversorgung und Bergbau 
sowie im verarbeitenden Gewerbe. Am geringsten 
fällt die Streikerfahrung im Gastgewerbe aus, wo 
gerade einmal sechs Prozent der Beschäftigten an-
geben, schon einmal an einem Arbeitskampf teil-
genommen zu haben.

Auch hier ist zu beachten, dass sich die Bran-
chenzugehörigkeit auf den Zeitpunkt der Befra-
gung bezieht, es also durchaus sein kann, dass 
die angegebene Streikerfahrung auf Grund eines 
Branchenwechsels im Laufe des Erwerbslebens 
in einem anderen Wirtschaftszweig gesammelt 
wurde. Entsprechend zurückhaltend sollten die 
Angaben zu den einzelnen Branchen interpretiert 
werden. Eine Binnendifferenzierung der einzelnen 
Wirtschaftsbereiche ist auf Grund der Anlage der 
Befragung nicht möglich.

Tabelle 3

Streikerfahrung nach Wirtschaftsbereichen (Ende 2022)
in Prozent

Quelle: WSI-Erwerbspersonenbefragung 9. Welle,  
Ende November/Anfang Dezember 2022.

Seite 4 Nr. 000 · Monat Jahr · Hans-Böckler-Stiftung

Tabelle 3
Ja, einmal Ja, mehrmals Nein, nie 

Gastgewerbe 3 3 94 

Handel, Kfz-Gewerbe 7 9 84 

Gesundheits- und Sozialwesen 9 8 83 

Öffentliche Verwaltung  
(Bund, Länder und Kommunen) 

9 9 82 

Verarbeitendes Gewerbe  
(ohne Baugewerbe) 

10 14 76 

Energie, Wasserversorgung,  
Bergbau 

13 12 75 

Verkehr und Logistik 14 14 72 

Tabelle 4

„Wann haben Sie das letzte Mal an einem Streik oder Warnstreik teilgenommen?“*
in Prozent

*nur Arbeiter*innen und Angestellte mit Streikerfahrung

Quelle: WSI-Erwerbspersonenbefragung 9. Welle, Ende November/Anfang Dezember 2022.

Nr. 000 · Monat Jahr · Hans-Böckler-Stiftung Seite 5 

Tabelle 4
In den letzten 
12 Monaten 

Vor 1 bis 
2 Jahren 

Vor 3 bis 
5 Jahren 

Vor mehr  
als 5 Jahren 

Arbeiter*innen und Angestellte 23 16 20 41 

 Gewerkschaftsmitglied 40 18 20 22 

 kein Gewerkschaftsmitglied 7 14 20 60 
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6 AUSBLICK 2023  7

Im Jahr 2022 hat sich das Arbeitskampfgesche-
hen auf einem im Vergleich der letzten Jahrzehn-
te eher mittelhohen Niveau verstetigt. Streiks sind 
demnach auch in Deutschland ein normales Inst-
rument der Konfliktregulierung bei Tarifauseinan-
dersetzungen. Für das Jahr 2023 deuten bereits 
in den ersten Monaten hohe Warnstreikbeteiligun-
gen bei Post, Bahn und Öffentlichem Dienst dar-
auf hin, dass das Arbeitskampfvolumen in diesem 
Jahr noch einmal erheblich zunehmen könnte. Al-
lein bei dem im März 2023 gemeinsam von ver.di 
und EVG organisierten „Mega-Streiktag“ im Ver-
kehrssektor sollen sich nach Gewerkschaftsanga-
ben mehr als 150.000 Beschäftigte beteiligt haben  
(ver.di 2023). Bei der Deutschen Post AG hätte es 
nach einer erfolgreichen Urabstimmung beinah so-
gar einen unbefristeten Erzwingungsstreik gegeben, 
wenn nicht in letzter Minute ein deutlich verbes-
sertes Arbeitgeberangebot einen Tarifkompromiss 
ermöglicht hätte. Beim Öffentlichen Dienst wurde 
ein Erzwingungsstreik erst durch eine Schlichtung 
verhindert, die schlussendlich (vorbehaltlich der 
Zustimmung durch die Gewerkschaftsmitglieder) 
Grundlage eines Tarifabschlusses wurde. 
Bei der Bahn war zu Redaktionsschluss auch noch 
keineswegs sicher, ob sich der Tarifkonflikt ohne ei-
nen Erzwingungsstreik lösen ließe.

Jenseits der großen Tarifkonflikte, die wesent-
lich für das Arbeitskampfvolumen verantwortlich 
sind, könnte auch die Anzahl der Arbeitskämpfe, 
die vor allem durch die vielen betrieblichen Ausein-
andersetzungen geprägt wird, im Laufe des Jahres 
2023 weiter ansteigen. Hierbei geht es vor allem 
darum, in vielen bislang noch tariflosen Bereichen, 
überhaupt Tarifverträge durchzusetzen. Stellver-
tretend hierfür steht z. B. die Auseinandersetzung 
beim Lieferdienst Lieferando, bei dem im April 
2023 erstmals überhaupt ein Warnstreik durch-
geführt wurde (NGG 2023). Interessant ist hierbei, 
dass auch Beschäftigungsgruppen, die aufgrund 
ihres eher prekären Beschäftigungsstatus eher we-
niger gestreikt haben, nun in Arbeitskämpfe invol-
viert sind. So haben z. B. Ende März 2023 laut IG 
Metall erstmals rund 2.000 Leihbeschäftigte des 
VW-Personaldienstleisters Autovision in mehreren 
Betrieben die Arbeit niedergelegt (IG Metall 2023).

 7 Stand: Mitte April 2023

Jenseits der klassischen Tarifauseinanderset-
zungen bringt auch die Internationalisierung der 
Arbeitsmärkte neue Formen von Arbeitskämpfen 
hervor. So sind im Frühjahr 2023 auf der Raststätte 
Gräfenhausen bei Darmstadt mehr als 60 Lastwa-
genfahrer, die vornehmlich aus Georgien und Us-
bekistan stammen, in einen Streik eingetreten, um 
die Bezahlung ausstehender Löhne durch die polni-
sche Speditionsfirma Agmaz & Luk Maz einzufor-
dern. Die deutschen Gewerkschaften unterstützen 
den Streik und organisieren über das DGB-Bera-
tungsnetzwerk Faire Mobilität und die DGB-Region 
Südhessen Spenden von Lebensmitteln und Din-
gen des täglichen Bedarfs die Lastwagenfahrer vor 
Ort (DGB 2023).

Insgesamt sind es vor allem die veränderten 
ökonomischen Rahmenbedingungen, die eine of-
fensive Tarifpolitik begünstigen, die auch massive 
Warnstreiks und als Ultima Ratio sogar die Durch-
führung von Erzwingungsstreiks einbezieht. Hierzu 
gehört zum einen die Intensivierung des Vertei-
lungskonfliktes durch andauernd hohe Inflationsra-
ten und in den letzten Jahren erlittene Reallohnver-
luste (Schulten/WSI-Tarifarchiv 2023). Zum anderen 
zeigt sich in vielen Branchen aufgrund der demo-
graphischen Entwicklung und eines zunehmenden 
Arbeits- und Fachkräftemangels eine deutliche Ver-
schiebung der Verhandlungsmacht zugunsten der 
Gewerkschaften. Dies alles wird nicht dazu führen, 
dass in Deutschland plötzlich „französische Ver-
hältnisse“ herrschen. Es stärkt jedoch in den Ta-
rifauseinandersetzungen die Position der Gewerk-
schaften, die Interessen der Beschäftigten auch mit 
dem Mittel des Arbeitskampfes durchzusetzen.
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Die seit 2008 veröffentlichte Arbeitskampfbilanz 
des WSI ist eine informierende Schätzung auf Ba-
sis von Gewerkschaftsangaben, Pressemeldungen 
und Medien-Recherchen (Online und Print). Sie 
erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit, son-
dern stellt eine bestmögliche Annäherung an das 
Arbeitskampfgeschehen dar. 

Bereits die präzise Bestimmung der Anzahl der 
Streiks bzw. Arbeitskämpfe gestaltet sich relativ 
schwierig. Dies fängt schon beim Begriff an, wer-
den doch alltagssprachlich unter „Streik“ sowohl 
die einzelne Arbeitsniederlegung als auch ein aus 
mehreren Arbeitsniederlegungen bestehender Ar-
beitskampf verstanden (Dribbusch 2018). 

Das WSI versteht unter Streik in Anlehnung an 
die Definition der ILO jede befristete kollektive Ar-
beitsniederlegung von abhängig Beschäftigten zur 
Erreichung eines Ziels oder Bekundung eines Wil-
lens unabhängig von Anlass, Dauer oder Anzahl der 
Teilnehmer*innen. Unter Arbeitskampf versteht das 
WSI jede kollektive Auseinandersetzung zwischen 
Beschäftigten und Unternehmen bzw. Arbeitgeber-
verbänden, in deren Verlauf es mindestens eine/n 
Arbeitsniederlegung/Streik gibt. Dabei beschränkt 
sich die WSI-Schätzung im Grundsatz auf die Er-
fassung und Auswertung tariflicher Arbeitskämp-
fe. Nur in Ausnahmefällen werden außerhalb von 
Tarifrunden stattfindende Arbeitsniederlegungen 
einbezogen.

Teil der Arbeitskampfbilanz des WSI ist eine bis 
in das Jahr 2006 zurückreichende Schätzung der 
Anzahl der jährlich stattgefundenen Arbeitskämpfe. 
Die Schätzung beinhaltet vom Grundsatz her alle 
dem WSI bekannt gewordenen Tarifauseinander-
setzungen, in deren Verlauf es mindestens einen 
Streik oder Warnstreik gegeben hat.  Die zur Ver-
fügung stehenden Angaben der Gewerkschaften 
sind in dieser Frage unterschiedlich präzise. Ledig-
lich die NGG erfasst nicht nur Erzwingungsstreik, 
sondern auch kleinere Tarifauseinandersetzungen 
mit Warnstreiks. Ver.di dagegen führt zwar eine 
genaue Liste aller beim Bundesvorstand der Ge-
werkschaft beantragten Arbeitskampfmaßnah-
men, sieht sich jedoch außer Stande mitzuteilen, 
wie viele davon tatsächlich umgesetzt werden. Si-
cher ist nur, dass die lange auch in den eigenen 
Geschäftsberichten vorgenommene Gleichsetzung 
von Antrag und Arbeitskampf nicht länger haltbar 
ist, wie ver.di selbst 2015 feststellen musste. Bei ei-
nigen anderen Gewerkschaften wie beispielsweise 
IG Metall und IG BCE werden bei firmenbezogenen 
Auseinandersetzungen lediglich Arbeitskämpfe mit 
vorausgegangener Urabstimmung, nicht aber lo-
kale Warnstreiks ohne Streikgeldzahlung erfasst. 
Von den nicht dem DGB angeschlossenen Gewerk-
schaften stehen dem WSI ohnehin im Wesentli-
chen nur deren Pressemeldungen zur Verfügung. 
In Erkenntnis dieser Lücken hat das WSI 2015 des-

halb seine Zeitreihe der jährlichen Arbeitskämp-
fe revidiert und seine eigenen Medienrecherchen 
intensiviert. Seit 2015 sind deshalb die Daten zur 
Konflikthäufigkeit deutlich belastbarer geworden. 
Dabei gestaltet sich die Recherche auf den zahl-
reichen Webseiten der Einzelgewerkschaften sehr 
aufwendig. Seit 2018 kooperiert das WSI bei sei-
nen diesbezüglichen Recherchen mit dem Projekt 
Streikmonitor, das von Stefan Schmalz an der Uni-
versität Erfurt geleitet wird (vgl. Kilroy/Müller 2021; 
Liegl/Kilroy 2022). 

Die Zahl der arbeitskampfbedingten Ausfalltage 
(bzw. Streiktage) ist ein rechnerischer Wert. Hier 
fließt neben den von Gewerkschaften gemeldeten 
Personen-Streiktagen (d.h. der Summe der Kalen-
dertage, an denen individuelle Mitglieder Streikgeld 
empfingen) auch der vom WSI geschätzte Arbeits-
ausfall bei Warnstreiks ohne Streikgeldzahlung ein. 
Gerade Letzteres einzuschätzen ist häufig schwie-
rig, da nicht immer genaue Informationen vorlie-
gen, wie viele Personen tatsächlich gestreikt haben 
und wie lange der einzelne Betrieb im Warnstreik 
war. Hier kann dann lediglich über Erkundigungen 
bei den zuständigen Gewerkschaften, Recherchen 
im Netz sowie im Rückgriff auf Vergleichs- und 
Erfahrungswerte eine informierte Annäherung ver-
sucht werden.

Besonders schwierig ist auch die Erfassung 
der Anzahl der Streikenden. Die hier vom WSI 
vorgelegte Schätzung erfolgt im Wesentlichen 
auf Basis von Informationen der Gewerkschaf-
ten. Während diese in Bezug auf die Anzahl der 
Streikgeldempfänger*innen generell über sehr 
detaillierte Daten verfügen, die jedoch in der Re-
gel vertraulich gehandhabt werden, können sie 
bei Warnstreiks häufig selbst nur sehr pauschale 
Angaben machen. Eine unbekannte Größe ist ge-
nerell die Anzahl der mitstreikenden Beschäftigten, 
die kein Gewerkschaftsmitglied sind. Als Faust-
regel kann gelten, dass eine einigermaßen präzi-
se Ermittlung der tatsächlichen Streikbeteiligung 
umso schwieriger wird, je größer und komplexer 
eine Warnstreikwelle ist. Das WSI war sich stets 
bewusst, dass seine auf Gewerkschaftsangaben 
basierende Schätzung die Streikbeteiligung ver-
mutlich tendenziell überzeichnet und hat sich im 
Laufe der Jahre bemüht, auch hier seine Schätzung 
zu verbessern. Dort, wo es möglich ist, wurden in 
den letzten Jahren neben den Gewerkschaften ver-
stärkt auch andere Quellen hinzugezogen. Nur im 
Ausnahmefall wie in der Metallindustrie liegen zum 
Vergleich auch Daten zur Streikbeteiligung seitens 
des zuständigen Arbeitgeberverbands, die aller-
dings ebenfalls Lücken und Schwächen aufweisen. 
Gleichwohl bewegt sich die Schätzung der Streik-
beteiligung immer auf unsicherem Boden.

ANHANG

METHODISCHE FRAGEN DER WSI-ARBEITSKAMPFSTATISTIK 
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Die amtliche Statistik der Bundesrepublik Deutsch-
land wird von der Bundesagentur für Arbeit geführt. 
Im Vergleich der WSI-Schätzung mit der amtlichen 
Statistik fällt auf, dass die Daten des WSI sowohl 
in Bezug auf die Streikbeteiligung als auch auf die 
Ausfalltage erheblich nach oben abweichen – für 
den Vergleich der Ausfalltage siehe Abbildung 5). 
Dies hat zum Teil methodische Gründe.

Die Bundesagentur ist sich der Defizite ihrer 
Statistik bewusst (Bundesagentur für Arbeit 2022, 
Hinweise), die im Wesentlichen von lückenhaften 
Meldungen der Arbeitgeber herrühren. Basis der 

Streikstatistik der Bundesagentur für Arbeit ist 
eine gesetzliche, bußgeldbewehrte Meldepflicht 
der Arbeitgeber (SGB II § 320). Diese findet ihre 
Begründung in der Neutralitätspflicht der Arbeits-
agenturen, die keine Arbeitssuchenden gegen de-
ren Willen in einen bestreikten oder ausgesperrten 
Betrieb vermitteln dürfen und deshalb von den 
Arbeitskämpfen Kenntnis erhalten müssen. Die 
Meldepflicht umfasst Beginn und Ende von Streiks 
oder Aussperrungen, die Zahl der „betroffenen Ar-
beitnehmer“ sowie die Anzahl der „ausgefallenen 
Arbeitstage“ (bis 2014 „verlorene Arbeitstage“). 

Abbildung 7

WSI-Schätzung und amtliche Streikstatistik im Vergleich: Arbeitskampfbedingte Ausfalltage 2006–2021 
in 1.000

Quelle: WSI Arbeitskampfstatistik, Bundesagentur für Arbeit (BA).
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Ein wichtiger Aspekt bei den Daten zu Streik-
beteiligung ist die Mehrfachzählung. Analog zur 
amtlichen Statistik der BA werden auch vom WSI 
Beschäftigte, die an zeitlich getrennten Streiks oder 
Warnstreiks teilnehmen, auch innerhalb eines Ar-
beitskampfes gegebenenfalls mehrfach als Streik-
beteiligte gezählt. Dies betrifft insbesondere die 
großen Warnstreikwellen. Die IG Metall weist bei-
spielsweise ausdrücklich darauf hin, dass Betriebe, 
die z.B. zwei Mal im Verlauf einer Tarifrunde ge-
streikt haben, auch zwei Mal erfasst werden, strei-
ken sie drei Mal, werden sie auch drei Mal erfasst 
etc. Dies gilt auch für die beteiligten Beschäftigten, 
da die IG Metall-Statistik aus täglichen Meldungen 
der örtlichen Gliederungen aufsummiert wird. 

Ähnliche Effekte treten in anderen Arbeitskämpfen 
auf, in denen in auseinanderliegenden Zeiträumen 
wiederholt gestreikt wird. Um ein Beispiel zu ge-
ben: Wenn die IG Metall angibt, dass sie 2022 bei 
ihren Warnstreiks rund 900.000 Streikende ver-
zeichnet hat, so ist dies die kumulierte Anzahl der 
von ihr gezählten Teilnehmer*innen aller mehr als 
4.000 betrieblichen Streikaktionen, nicht aber die 
Anzahl der Beschäftigten, die ein oder mehrmals 
gestreikt haben. Die Zahl der von BA und WSI ver-
zeichneten Streikbeteiligten ist auf Grund dieser 
Mehrfachzählungen systematisch höher als die An-
zahl der individuellen Beschäftigten, die im jeweili-
gen Jahr ein- oder mehrmals gestreikt haben. 

Vergleich WSI-Schätzung und amtliche Statistik
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Die Zahl der einzelnen Streiks wird in Deutsch-
land nicht erfasst, dafür die Anzahl der „betroffe-
nen Betriebe“. In die Statistik fließen nur solche Ar-
beitskämpfe ein, bei denen „je Betrieb mindestens 
zehn Arbeitnehmer beteiligt waren und die mindes-
tens einen Tag dauerten oder durch die ein Verlust 
von mehr als 100 Arbeitstagen je Betrieb, bezogen 
auf alle an der Arbeitseinstellung beteiligten bzw. 
betroffenen Arbeitnehmer entstanden ist“ (Bun-
desanstalt für Arbeit, Runderlass 254/82 vom 21. 
Dezember 1982).

Hauptproblem der offiziellen Arbeitskampfsta-
tistik ist seit langem, dass sie erheblich Lücken 
aufweist (Kalbitz 1972; Spode 1992; Dribbusch 
2008). Zum einen fallen, aufgrund der selbst ge-
setzten Abgrenzungen, kleinere Arbeitsniederle-
gungen, sogenannte Bagatell-Streiks, aus der Sta-
tistik heraus. Seit 2008 werden diese wieder von 
der BA im Anhang zu ihrer jährlichen Streikstatistik 
getrennt ausgewiesen. Dabei zeigt sich, dass in 
manchen Jahren hierdurch eine erhebliche Anzahl 
Streikteilnehmer*innen („beteiligte Arbeitnehmer“) 
aus der Statistik herausfällt. In der Spitze wurden 
so beispielsweise 2018 rund 184.000 „beteiligte 
Arbeitnehmer“ nicht in die amtliche Auswertung 
übernommen. 

Zum anderen gibt es aber auch offensichtliche 
Lücken bei der Meldung von Arbeitskämpfen. Dies 
gilt seit den 1990er Jahren verschärft bei größeren 
Warnstreikwellen. Zum Teil ergibt sich in diesen 
Fällen die Problematik daraus, dass die Melde-
pflicht der Arbeitgeber zum Zweck der Feststellung 
von Vermittlungshindernissen im Falle von Warn-
streiks, die zum Teil lediglich Stunden oder sogar 

Bruchteile davon andauern, den Meldepflichtigen 
nicht mehr unmittelbar einsichtig ist. Bußgelder 
werden soweit bekannt extrem selten verhängt, 
in vielen Fällen weiß die Bundesagentur mangels 
eigener Beobachtungen des Arbeitskampfgesche-
hens auch gar nicht, dass in einem Betrieb gestreikt 
wurde. Ein besonders auffälliger Verstoß gegen die 
Meldepflicht erfolgte 2015 seitens der Deutschen 
Post DHL während des wochenlang anhaltenden, 
in der Öffentlichkeit sehr präsenten Arbeitskampfes 
um Entgelt- und Arbeitszeitregelungen. Die Firma 
zeigte mehr als 170 Arbeitsniederlegungen nicht 
an. In einem außergewöhnlichen Schritt verhängte 
die Bundesagentur nicht nur ein Bußgeld, sondern 
machte den Fall auf parlamentarische Nachfrage 
hin auch öffentlich.

Seit mehreren Jahren bemüht sich die Bun-
desagentur mit gewissem Erfolg, ihre Erfassung 
zu verbessern. 2018 hat sie die Möglichkeit eröff-
net, dass Arbeitgeberverbände für ihre Mitglieder 
Sammelmeldungen abgeben können. Aus Sicht der 
Streikforschung wäre es zu wünschen, dass sich 
die Genauigkeit der amtlichen Statistik weiter er-
höht, da die Bundesagentur aufgrund der genauen 
Zuordnung der Betriebe sowohl Branchen- als auch 
Regionaldaten liefern kann, was mit den Mitteln 
des WSI nur eingeschränkt möglich ist.

Abbildung 8

 WSI-Schätzung: Anzahl Arbeitskämpfe sowie Ausfalltage und Streikteilnehmer*innen (in 1.000), 2006–2022
in 1.000

Quelle: WSI Arbeitskampfstatistik.
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